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Konsumorientierte Besteuerung als Ansatz
effizienter Besteuerung

Prof. Dr. Hans-Georg Petersen
Lehrstuhl für Finanzwissenschaft, Universität Potsdam
Forschungsprofessor, DIW Berlin
Mitglied des deutsch/französischen Sachverständigenrats
Landesvorsitzender Brandenburg im Deutschen Hochschulverband

I. Einleitung

Die traditionelle Einkommens- und Gewinnbesteuerung ist neben der Lohnnebenkostenpro-
blematik mit eine der wichtigsten Ursachen dafür, dass Deutschland im internationalen
Standortwettbewerb immer weiter zurückgefallen ist. Wenn auch die Kapitalbildung – ge-
messen an der makroökonomischen Sparquote – immer noch befriedigend ausfällt, ist die
arbeitsplatzschaffende Investitionstätigkeit der Unternehmen seit Jahren notleidend. Das in
Deutschland gebildete Kapital wandert zunehmend ab, um sich lukrativere Investitions-
möglichkeiten im Ausland zu erschließen.1 Die deutschen Standortnachteil sind auch darauf
zurückzuführen, dass in zahlreichen europäischen und außereuropäischen Ländern mittler-
weile Steuer- und Sozialreformen durchgeführt worden sind, die deren komparativen Vor-
teile weiter gestärkt haben. So brachen viele Staaten mit der Tradition, insbesondere die
körperschaftlichen Gewinne auf Grund deren früher postulierten besonderen Leistungsfä-
higkeit mit den Spitzensteuersätzen der persönlichen Einkommensteuer zu belasten. Mit
einem geradezu abrupten paradigmatischen Wechsel wurden in vielen Staaten sogenannte
duale Einkommen- und Gewinnsteuersysteme implementiert, in denen die Arbeitseinkom-
men auch weiterhin einer steigenden und insgesamt hohen Marginalbelastung unterliegen,
während vor allem (einbehaltene) Gewinne von Körperschaften, aber zum Teil auch andere
Kapitaleinkommen wie Zinsen mit deutlich niedrigeren Grenzsteuersätzen belastet bzw.
abschließend mit einer relativ niedrigen Zinsabschlagsteuer belegt werden.2

Diese zum Teil extrem unterschiedliche steuerliche Behandlung von Arbeits- und Kapital-
einkommen wird vor allem mit den Effizienzvorteilen einer niedrigen Gewinnbesteuerung
gerechtfertigt, ohne dass häufig auch nur Zweifel an den Folgen einer solchen Ungleichbe-
handlung von Einkommensarten für die Problematik der steuerlichen Gerechtigkeit geäußert
werden. Bei vielen Steuertheoretikern dominieren somit Effizienzerwägungen ganz eindeu-
tig das Gebot steuerlicher Fairness – im übrigen ein Vorwurf, der in der Vergangenheit ge-
rade den Anhängern einer konsumorientierten Besteuerung oft gemacht worden ist. Die er
                                                
1 Vgl. Petersen (2004).
2 Vgl. Bach/Seidel/Teichmann (2000).
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ste Zielsetzung dieses Papiers liegt also darin aufzuzeigen, das eine konsumorientierte Be-
steuerung nicht nur alle denkbaren Neutralitäts- und Effizienzpostulate in beinahe idealer
Form erfüllt, sonder zugleich bei pragmatischer Umsetzung auch dem lebenszeitlich inter-
pretierten Leistungsfähigkeitsprinzip und somit auch der steuerlichen Gerechtigkeit  sowohl
in horizontaler als auch vertikaler Interpretation entspricht.3

Mit der jüngsten Diskussion um die Herabsetzung des Körperschaftsteuersatzes von 25 %
auf 19 % bei gleichzeitiger Schließung der sogenannten steuerlichen Schlupflöcher suchen
die führenden deutschen Politiker von Regierung und Opposition unser Land für den inter-
nationalen Standortwettbewerb fit zu machen. Damit macht die deutsche Steuerpolitik den
Versuch, in einen internationalen Steuersatzwettbewerb einzutreten, der letztendlich nicht
gewonnen werden kann. Unser hochentwickeltes Industrie- und Dienstleistungsland zeich-
net sich eben durch eine ausgezeichnete öffentliche Infrastruktur wie ein hervorragendes, im
wesentlichen staatlich finanziertes Humankapital aus, was die Haushalte der Gebietskörper-
schaften erheblich belastet und daher auch höhere Steuersätze erfordert. Sollen derartige
komparativen Standortvorteile erhalten bleiben, kann man sich nicht auf einen Steuer-
satzwettbewerb im Sinne einer Abwärtsspirale einlassen.4 Die zweite Zielsetzung dieses
Beitrags liegt also darin, ein wettbewerbsfähiges, integriertes Einkommens- und Gewinn-
steuersystem vorzustellen, das durch Einfachheit und Lasttransparenz überzeugt, Arbeits-
und Kapitaleinkommen gleichbehandelt, damit nicht nur der Effizienz, sondern auch der
steuerlichen Gerechtigkeit dient und deshalb durchaus im internationalen Vergleich auch
höhere Steuersätze aufweisen kann.

II. Effizienz und Leistungsfähigkeit in lebenszeitlicher Perspektive

Zur Verdeutlichung der Zusammenhänge zwischen Periodeneinkommen, -konsum, -erspar-
nis und Vermögen kommt von vornherein nur ein periodenübergreifender Ansatz in Frage,
da die Kapitalbildung und -auflösung letztendlich in dynamischer Weise erfolgt und in ihren
Effizienz- wie Gerechtigkeitsaspekten eine Betrachtung über den gesamten Lebenszyklus
erfordert.5 In dynastischer Perspektive sind darüber hinaus noch die intergenerativen Zu-
sammenhänge zu berücksichtigen, da diese ebenfalls das Spar- und Kapitalbildungsverhal-
ten der gegenwärtigen Generationen beeinflussen. Denn zu den Sparmotiven zählen nicht
nur temporäres Zwecksparen zum zukünftigen Erwerb dauerhafter Konsumgüter, sondern
auch Altersvorsorge- und ferner Generationenvorsorge- bzw. Vererbungsmotive (langfristi-
ge Kapitalbildung), wenn eine Zuführung zum Konsum im Lebenszyklus einer einzelnen
Person nicht erfolgt. Nach dieser Lebenszyklusbetrachtung folgt dann eine kurze Analyse
der Wirkungen einer traditionellen Einkommensteuer in bezug auf die langfristige Lastwir-
kung im Lebenszyklus, um dann abschließend die Kumulationswirkungen der verschiede-
nen an Einkommen, Ersparnis und Vermögen anknüpfenden Einzelsteuern im Zusammen-
hang zu verdeutlichen. 

                                                
3 Vgl. Petersen/Rose (2004).
4 Vgl. Petersen (2003d, 2004).
5 Vgl. Rose (2002).
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II.1. Zum Zusammenhang von Einkommen, Konsum, Ersparnis und Vermögen

Wenn wir das Periodeneinkommen yt (Markteinkommen aus Arbeits- und Kapitalmärkten)
von seiner Entstehungsseite her definieren, dann setzt sich dieses aus dem Lohneinkommen
lt und dem Kapitaleinkommen kt zusammen:

(1) yt = lt + kt, 

wobei gilt

(2) lt = lh 
* h

und

(3) kt = r * vt

mit dem Stundenlohnsatz lh, den Arbeitsstunden h, dem Zinssatz r und dem Vermögen vt,
das bis zum Zeitpunkt t aus der Periodenersparnis st gebildet worden ist:

(4) vt = ∑  st.

Der Vermögensbestand wird dabei in Form von Geld- und Sachvermögen, kapitalisierten
Ansprüchen gegenüber Versicherungen (insbesondere privaten Lebensversicherungen) und
Produktivvermögen (Personenunternehmen bzw. Anteilseigentum an Personen- und Kapi-
talgesellschaften) gehalten.6 Die Periodenersparnis ergibt sich über die Einkommensver-
wendungsseite:

(5) yt = at + st,

wobei at die Periodenausgaben (oder auch Konsum) darstellen.

Die notwendige Lebenszyklusbetrachtung wird durch die Abbildung 1 illustriert. Es sei von
einem stilisierten Lebenszyklus ausgegangen, in welchem mit 20 Jahren eine abhängige
Beschäftigung (als Arbeitnehmer) aufgenommen wird und der Eintritt in den Ruhestand mit
65 Jahren erfolgt. In der Jugendphase liegt demnach kein Markteinkommen vor, so dass hier
die Periodenausgaben durch das Familieneinkommen der Eltern abgesichert wird (siehe die
intergenerativen Zusammenhänge, wie sie in Abbildung 2 dargestellt sind), wobei über ei-
nen Kinderfreibetrag (Steuerverzicht) bzw. das Kindergeld (Transfer) auch eine staatliche
Unterstützung gegeben sein kann. Liegt das Elterneinkommen unter der Armutslinie des
Transfersystems, ist zumindest ein minimales Ausgabenniveau amin (Konsumexistenzmini-
mum) zu sichern. Entsprechendes gilt auch für die eigentlich aktive Lebensphase aber auch
Ruhestandsphase, wenn nämlich keine ausreichende Leistungsfähigkeit und damit entspre-
chendes Markteinkommen bzw. Altersersatzeinkommen (Rentenanspruch) vorliegt.7

                                                
6 Dabei wird unterstellt, dass sich die thesaurierten Gewinne der Unternehmen in einer Erhöhung des Un-

ternehmensvermögens und damit auch des Anteilvermögens der Unternehmenseigner niederschlagen, so
dass sich auf der Haushaltsebene auch die gesamte private Ersparnis niederschlägt.

7 Das erhöhte minimale Ausgabenniveau im Alter wird in der deutschen Sozialhilfe mit den besonderen
Belastungen des Alters begründet; da es solche besonderen Belastungen auch in anderen Lebenslagen
(z.B. den Erziehungszeiten) gibt, sei die Rechtfertigung eines solchen erhöhten Niveaus einmal dahinge-
stellt.
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Abbildung 1: Lebenseinkommens- und -konsumprofile

Das tatsächliche Ausgabenniveau atat wird immer dann über dem minimalen Ausgabenni-
veau liegen, wenn ein höheres Periodenmarkteinkommen als zur Deckung des Minimumni-
veaus nötig vorliegt. Sparfähigkeit ergibt sich allerdings erst dann, wenn das Perioden-
markteinkommen mehr oder weniger deutlich über dem tatsächlichen Ausgabenniveau liegt.
Im Beispiel sei unterstellt (siehe die Abbildung 1), dass bereits ab der ersten Erwerbstätig-
keitsperiode Sparfähigkeit gegeben ist, so dass in den folgenden Perioden sich der Vermö-
gensbestand  erweitert und damit auch die Bedeutung des Kapitaleinkommens für das ge-
samte Markteinkommen zunimmt, wobei allerdings die Bedeutung dieses Einkommens
selbstverständlich über den Zinssatz genauso von der wirtschaftlichen Entwicklung abhän-
gig ist wie die Entwicklung der Stundenlohnsätze auch das Lohneinkommen determiniert.
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Abbildung 2: Generationenvertrag
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Die Abbildung 1 verdeutlicht auch, dass sich über die Periodenersparnis in der aktiven Pha-
se der Erwerbstätigkeit allmählich ein Vermögensbestand (schräg schraffierte und graue
Fläche in der Abbildung 1) aufbaut, der ursächlich aus dem Arbeitseinkommen (durch Kon-
sumverzicht) hervorgegangen ist, dann aber zunehmend Quelle eines wachsenden Kapital-
einkommens wird. Dieser einfache mikroökonomische Ansatz verdeutlich aber auch, dass
die Quelle einer jeden Kapitalbildung die Arbeitsleistung und der Konsumverzicht ist. Dar-
aus abzuleiten, dass der Vermögensbesitz eine besondere Leistungsfähigkeit begründet, die
eine höhere Besteuerung als bei den Arbeitseinkommen rechtfertig, heißt nichts anderes, als
nachträglich die Arbeitsleistung der Vergangenheit höher zu besteuern und damit die Ar-
beitnehmer für Ersparnis und Konsumverzicht zu bestrafen. Ähnlich gelagert ist die Argu-
mentation mit dem „fundierten“ Einkommen8 oder aber dem „unearned income“, das im
Deutschen auch als unverdientes oder gar „arbeitsloses“ Einkommen9 bezeichnet wird. In
diesem Zusammenhang von „unearned income“ zu sprechen, stellt die Vorgeschichte der
Kapitalbildung geradezu auf den Kopf. Dabei beruht die Verortung der Kapitaleinkommen
als fundierte oder gar unverdiente Einkünfte auf theoretischen Grundlagen, die unmittelbar
mit dem marxistischen Gedankengut verwandt sind, obwohl gerade viele deutsche Autoren,
welche diese Begriffe verwendet haben, alles andere als Anhänger der sozialistischen Ideo-
logie waren. Jedenfalls beruht die heutige Einkommens- und Vermögensverteilung eben
nicht auf historisch überkommenen feudalen Strukturen oder sogenannten windfall profits
der kapitalistischen Gründerzeit, wie sie zur Lebenszeit von Karl Marx bestimmend gewe-
sen sein mögen, sondern überwiegend auf einer eigenständigen Lebensleistung. Daher kann
es nicht verwundern, dass ein überzogener und vergangenheitsloser Vollzug des Jahrespe-
rioditätsprinzips im Sinne einer „periodengerechten“ Besteuerung immer stärkere negative
Leistungsanreizwirkungen ausübt, so dass die Steuerwiderstände gegen eine hohe Besteue-
rung der Kapitaleinkommen durch progressive Sätze oder auch Mehrfachbesteuerung der
Steuerbasis durch Einkommen- und Vermögensteuern stark zugenommen haben.

Es ist wohl unmittelbar einsichtig, dass das in der Abbildung 1 dargestellte minimale Aus-
gabenniveau (weiße Fläche unter amin) nicht der direkten Besteuerung unterworfen werden
kann, weil dieses gleichermaßen durch einen notwendigen, realen Warenkorb an privaten
Gütern definiert wird. Diese Güter sind selbstverständlich mit den indirekten Steuern (der
Mehrwertsteuer als allgemeiner Verbrauchsteuer und den spezifischen Verbrauchsteuern)
belastet; diese Belastung ist allerdings bei der Bemessung der notwendigen monetären
Transfers zu berücksichtigen, so dass sich letztere quasi um den Verbrauchsteueranteil er-
höhen. Damit zahlen die Sozialhilfeempfänger die indirekten Steuern und werden auch von
deren geplanten Lenkungswirkungen (entsprechend ihrer Nachfrageelastizitäten mehr oder
weniger) beeinflusst, die Traglast wird allerdings auf den Staatshaushalt und damit die Ge-
samtheit der Steuerzahler überwälzt. Infolgedessen sind die Sozialhilfeempfänger auch nicht
von etwaigen periodischen Regressionswirkungen betroffen.10 

Aus der Zielsetzung der Armutsbekämpfung und Grundsicherung her ist es also zwingend,
über ein Konsumexistenzminimum das minimale Ausgabenniveau steuerlich zu befreien
(Grundfreibetrag), so dass die Steuerlast erst oberhalb dieses Betrages ansetzen kann.11 Im
Steuersystem ist also Vorsorge zu treffen, dass das lebenszeitliche Ausgabenminimum über

                                                
8 Vgl. Andel (1993, S. 345).
9 Vgl. Musgrave/Musgrave/Kullmer (1985, S. 154).
10 Getroffen werden allenfalls die Bezieher kleinerer und mittlerer Markteinkommen, die selbst keine Trans-

ferzahlungen erhalten.
11 Das ist im übrigen in Deutschland zwingend der Fall, seit dem im Jahre 1995 das Verfassungsgericht die

Besteuerung von Markteinkommen im Bereich der Sozialhilfeleistungen für verfassungswidrig erklärt hat.
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Grundfreibetrag und Kinder- bzw. Altersfreibetrag freigestellt wird. Damit verdeutlicht die
Abbildung 1 ebenfalls, dass sich das steuerlich zu belastende Einkommen aus dem Über-
konsum (atat - amin) und der Ersparnis zusammensetzt. Damit trifft die Einkommensteuer
insbesondere bei progressiver Ausgestaltung in besonders belastender Weise die Ersparnis
und in zweiter Linie den Überkonsum. Negative Anreizwirkungen lösen dann eine rückläu-
fige Ersparnisentwicklung aus, tangieren aber auch den Überkonsum und damit die ge-
samtwirtschaftliche Nachfrage. Letzteres kann als ein gewisses Angstsparen interpretiert
werden, welches den Rückgang der Ersparnis jedenfalls zum Teil kompensiert.

II.2. Bemessungsgrundlagen der direkten Besteuerung

Die traditionelle synthetische Einkommensteuer tse knüpft nun an den Periodenmarktein-
kommen yt an, und berücksichtigt über den Grundfreibetrag im Steuertarif und verschiedene
Vorkehrungen im Bereich der Abzugsbetragsregelung auch die steuerliche Freistellung des
minimalen lebenszeitlichen Ausgabenniveaus (Fläche zwischen yt und amin in der Abbildung
1). Damit ist der Steuerbetrag eine Funktion des Periodenlohn- und -kapitaleinkommens:

(6) tse = tse (lt, kt).

Neben der persönlichen Einkommensteuer, die natürliche Personen und auch Personenge-
sellschaften steuerlich belastet, besteht für die Kapitalgesellschaften eine isolierte Körper-
schaftsteuer, die zwar i.d.R. von einer ähnlichen Gewinndefinition wie die Einkommensteu-
er ausgeht, aber einen unterschiedlichen Steuertarif anwendet, so dass eine Rechtsformneu-
tralität in den meisten Fällen nicht gewahrt ist.

Eine allgemeine, persönliche Ausgabensteuer (expenditure tax a’ la Fisher, Kaldor etc.)
würde hingegen an den tatsächlichen Periodenausgaben der Abbildung 1 anknüpfen und
damit der folgenden Funktion entsprechen:

(7) ta = ta (atat),12

wobei auch in diesem Falle das Konsumexistenzminimum über eine Abzugsfähigkeit der
minimalen Periodenausgaben gewährleistet werden könnte. Im Vergleich zu einer syntheti-
schen Einkommensteuer wäre die Bemessungsgrundlage (senkrecht schraffierte Fläche in
der Abbildung 1) also wesentlich verringert, so dass bei unterstellter Aufkommensgleichheit
auch die Steuersätze einer persönliche Ausgabensteuer deutlich höher sein müssten als bei
einer synthetischen Einkommensteuer.13 Darüber hinaus wären Kapitaleinkommen (also
Zinsen und Unternehmensgewinne) generell steuerbefreit.

Die duale Einkommensteuer würde die Bemessungsgrundlagen der synthetischen Einkom-
mensteuer einfach in ihre Bestandteile zerlegen und auf diese jeweils eine andere Tarifs-
truktur anwenden. So ist die Lohnsteuer tl

(8) tl = tl (lt)

                                                
12 Die Mehrwertsteuer als allgemeine Verbrauchsteuer knüpft ebenfalls an den tatsächlichen Ausgaben an,

ohne dass die minimalen Ausgaben bzw. das Konsumexistenzminimum in Ansatz gebracht wird. Diese
würde bei einer durchschnittlichen Konsumquote von eins mit einer proportionalen Lohnsteuer gleichen
Steuersatzes übereinstimmen; die spezifischen Verbrauchsteuern knüpfen jeweils an die Ausgaben für die
betreffenden steuerbelasteten Konsumgüter an.

13 Vgl. Peffekoven (1989) und Hinterberger/Müller/Petersen (1991).
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in der Regel mit einem Progressionstarif verbunden, während die Kapitaleinkommensbe-
steuerung (einschließlich der Gewinnbesteuerung) tk

(9) tk = tk (kt)

häufig mit einer niedrigen flat-rate verbunden ist.14 Zum Teil, so z.B. in den Niederlanden,
werden die Steuersätze noch nach Unternehmensgewinnen, Eigenkapitalverzinsung15 und
Zinserträgen differenziert (Box-System), so dass die verschiedenen Einkunftsarten in er-
heblicher Weise unterschiedlich steuerlich belastet bzw. begünstigt (insbesondere im Ver-
hältnis zu mittleren und höheren Arbeitseinkommen) sind. Im übrigen gibt es auch Misch-
formen, in denen Teile des Kapitaleinkommens (Zinserträge aus Privatvermögen, Mieten
und Pachten etc.) auf der persönlichen Ebene steuerlich belastet werden.

Eine konsumorientierte Einkommensteuer belastet wie die synthetische Einkommensteuer
mit einem einheitlichen Tarif das Gesamteinkommen, wobei allerdings an dem Kapitalein-
kommen kt aufgrund der unten beschriebenen Lawinenwirkungen noch zwei Modifikatio-
nen vorgenommen werden.16 Das Kapitaleinkommen wird zerlegt in das Altersvorsorgeein-
kommen kt

v und das übrige Kapitaleinkommen kt
gz (aus Unternehmensgewinnen, Zinsen,

Vermietung und Verpachtung etc.). Dabei ist in der Erwerbstätigkeitsphase aufgrund der
Beiträge zur Alterssicherung das Altersvorsorgeeinkommen negativ, während es in der Zu-
flussphase des Ruhestands positiv wird. Hier findet also die nachgelagerte Besteuerung im
Zusammenhang mit dem Zufluss zu Konsumzwecken statt, auch wenn in dieser Lebenspha-
se noch weiter eine positive Ersparnis (jedenfalls solange kt

v > atat ist, siehe die Abbil-
dung 1) auftreten sollte. Es findet also die sogenannte Sparbereinigung Anwendung. Die
nachgelagerte Besteuerung glättet die Verteilung des Lebenseinkommens und vermeidet
daher Progressionsspitzen in der aktiven Lebensphase, sofern direkt progressive Steuertarife
zur Anwendung kommen sollten.

Eine Sparbereinigung im Bereich der Unternehmens- und sonstigen Kapitaleinkommensbe-
steuerung würde vor allem in der Übergangsphase auf ein konsumorientiertes System über
einige Jahre zu so erheblichen Aufkommensausfällen führen, dass allein aus diesem Grunde
es an der politischen Akzeptanz mangeln dürfte. Daher wird bei den sonstigen Kapitalein-
kommen das aus Sicht der lebenszeitlichen Belastungswirkung äquivalente Verfahren der
Zinsbereinigung angewendet. Für die Unternehmensgewinne heißt dies, dass diese um einen
Schutzzins zu bereinigen sind, der auf das Eigenkapital des Unternehmens angewendet
wird. Entsprechend wird bei den verbleibenden Kapitaleinkommen verfahren, so dass sich
das bereinigte sonstige Kapitaleinkommen kt

gzb mit 

(10) kt
gzb = vt (r – rs),

wobei rs den Schutzzinssatz darstellt.

Damit würde die konsumorientierte Einkommensteuer tke durch den folgenden Zusammen-
hang beschrieben

(11) tke = tke (lt, kt
v, kt

gzb),

                                                
14 Neben der Körperschaftsteuer wird dann häufig auch eine Zinsabschlagsteuer als Quellensteuer angewen-

det, die zum Teil wiederum mit anderen Steuersätzen als die Unternehmensbesteuerung verbunden ist.
15 Eine Begünstigung der Eigenkapitalverzinsung kann bereits als Einstieg in eine Zinsbereinigung betrachtet

werden, wie sie unter näher beschrieben wird.
16 Zur Begründung vgl. Petersen/Rose (2004).
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wobei die Bemessungsgrundlage (senkrecht und schräg schraffierte Fläche) in der Abbil-
dung 1 auch als yt

ke bezeichnet ist.

Vergleicht man die idealtypischen Bemessungsgrundlagen in der Abbildung 1, dann wird
deutlich, dass die konsumorientierte Einkommensteuer nicht etwa eine Ausgabensteuer ist,
in der Zinsen und Gewinne steuerbefreit sind, sondern eine Einkommensteuer mit einem
modifizierten Kapitaleinkommensbegriff darstellt, der insbesondere dem Effizienzaspekt
Rechnung tragen soll, zugleich aber die Kapitaleinkommen, welche über den Schutzzins
hinausgehen und die im Alter zufließenden Rentenzahlungen, der Besteuerung unterwirft.
Darüber hinaus wird auch deutlich, das in diesem Ansatz – anders als bei der dualen Ein-
kommensbesteuerung – Lohn- und Kapitaleinkommen grundsätzlich gleichbehandelt wer-
den, und zwar aus einer lebenszeitlichen Perspektive, was noch später verdeutlicht werden
soll. Gegenüber der synthetischen Einkommensteuer mit nachgelagerter Rentenbesteuerung
fällt die Bemessungsgrundlage zumindest in der aktiven Lebensphase allerdings infolge der
Zinsbereinigung niedriger aus. Für die Größenordnungen der Bemessungsgrundlagen gilt
also folgender Zusammenhang:

atat  <  yt
ke  <  yt.

Auf das Ausmaß dieser Differenz wird ebenfalls im empirischen Teil noch einzugehen sein.  

Geht man allerdings von der idealtypischen auf eine realistische Betrachtungsweise über,
dann ist festzustellen, dass in der Mehrzahl der real existierenden synthetischen Einkom-
mensteuersysteme die Bemessungsgrundlage infolge zahlloser, auf Interesseneinflüsse zu-
rückgehender Sonderregelungen und Ausnahmetatbestände erheblich im Zeitablauf erodiert
ist, so dass die Größenordnungsreihenfolge sich eher zugunsten der konsumorientierten
Einkommensteuer verändern dürfte. Ein großer Teil dieser Sonderregelungen ist im übrigen
mit den Kapitaleinkommen verbunden; es ist zu vermuten, dass mit dieser Kumulation der
Vergünstigungen insbesondere die langfristigen Belastungswirkungen, welche unten auch
als Lawinenwirkungen charakterisiert werden, abgemildert werden sollten. Im unteren Ein-
kommensbereich schaffen darüber hinaus noch sogenannte Sparerfreibeträge eine gewisse
Entlastung, so dass zumindest kleinere Kapitalvermögen steuerlich freigestellt werden.17

Darüber hinaus ist die Verortung der deutschen persönlichen Einkommensteuer, die sich aus
sieben verschiedenen Einkunftsarten mit jeweils getrennten Abzugsbetragsregelungen zu-
sammensetzt,18 als synthetische Einkommensteuer inhaltlich kaum nachvollziehbar, man
kann eher von einem Mythos sprechen; sie hat sich vielmehr im Zeitverlauf eher zu einer
eigentlich historischen Schedulensteuer entwickelt, die ganz erheblich zwischen den Ein-
kunftsarten diskriminiert und insofern dem Gleichbehandlungsgebot aller Einkunftsarten
entgegensteht.

                                                
17 Insofern könnte man auch den deutschen Sparerfreibetrag als Einstieg in eine Zinsbereinigung betrachten.
18 Zählt man die ausländischen Einkünfte noch hinzu, kann man von acht Einkunftsarten sprechen.
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Fazit:

Was ist eine konsumorientierte Einkommensteuer?

Eine konsumorientierte Einkommensteuer befreit ein steuerliches Kon-
sumexistenzminimum und erfüllt damit das Kriterium der Bedarfsgerech-
tigkeit.19 Es belastet das Gesamteinkommen oberhalb des Konsumexi-
stenzminimums mit einem einheitlichen Steuertarif, wobei Modifikationen
im Bereich der Kapitaleinkommen (Sparbereinigung bei Altersvorsorge-
einkommen, Zinsbereinigung bei Gewinnen und anderen Zinseinkünften)
dafür Sorge tragen, das alle Bestandteile des Lebenseinkommens nur ein-
malig der Besteuerung unterworfen werden. Die Verwirklichung des Kor-
respondenzprinzips sichert die steuerliche Gleichbehandlung von Arbeits-
und Kapitaleinkommen im Lebenszyklus, so dass das Kriterium der Lei-
stungsgerechtigkeit in dynamischer Perspektive gesichert ist.

II.3. Lawinenwirkungen der traditionellen synthetischen Einkommensteuer

Abstrahiert man einmal von dem ererbten Vermögen, führt die lebenszeitliche Sicht unmit-
telbar zu der Erkenntnis, dass nicht nur das in einem Kalenderjahr zugeflossene Einkommen
und der Vermögensbestand am Ende des Kalenderjahres als mögliche Steuerobjekte zu be-
trachten sind, sondern die Vorgeschichte, auf der Einkommen und Vermögen beruhen, aber
auch was in der Zukunft mit ersparten Einkommensteilen und Vermögen passiert, bei der
steuerlichen Behandlung und Belastung dieser Steuerobjekte mit zu berücksichtigen ist.
Dann wird sehr schnell deutlich, dass jegliches Geld-, Sach- oder Produktivvermögen letzt-
endlich aus dem Arbeitseinkommen in den Vorperioden (oder den Erträgen des Humanka-
pitals) gebildet worden ist. Ersparnis und Vermögen reflektieren in einer solchen Betrach-
tungsweise nichts anderes als die durch Leistungseinsatz und Konsumverzicht gleicherma-
ßen geronnene Lebensarbeitsleistung. Wird diese mit Progressionstarifen, Umverteilungsab-
sichten und Mehrfachbelastungen über Gebühr strapaziert, sind negative Anreizwirkungen
und massive Verhaltensanpassungen nicht auszuschließen. Darüber hinaus suggeriert der
oben erwähnte Terminus „fundiertes Einkommen“ eine vermeintliche Vermögenssicherheit,
die angesichts der heutigen Anlage- und Kapitalwertrisiken längst nicht mehr gewährleistet
ist. Denn mit akzelerierenden rezessiven Tendenzen und  zunehmender Unsicherheit der
Arbeitsplätze wachsen auch die Risiken der Kapitalanlagen, so dass mit den Arbeitsplatzri-
siken auch die Kapitalwertrisiken zunehmen.

Diese Gleichbelastung kann in dynamischer Perspektive aber nur dann gesichert werden,
wenn – wie gerade betont – alle Einkommensteile im Lebenszyklus nur einer einmaligen
steuerlichen Belastung unterworfen werden. Wird aber – wie bei dem traditionellen Leitbild
der Einkommensteuer – die Leistungsgerechtigkeit im Sinne einer puren Jahresgerechtigkeit
interpretiert, resultieren in Bezug auf die Kapitaleinkommensbesteuerung erhebliche steuer-
liche Mehrfachbelastungen, die über den Lebenszyklus hinweg einen geradezu lawinenarti-
gen Anstieg des effektiven Steuersatzes nach sich ziehen. Ein einfaches Beispiel soll diese
kumulativen Belastungswirkungen illustrieren:

                                                
19 Vgl. Petersen (1993, 2003). Die Integration mit der sozialen Sicherung erfolgt über eine Grundsicherungs-

strategie, wobei alle Bürgerinnen und Bürger, die nicht über ein Markteinkommen in Höhe des Konsume-
xistenzminimums verfügen, entsprechende Transfers erhalten. Dabei hat eine Bedürftigkeitsüberprüfung
zu erfolgen und die volle Gewährung der Transfers ist an die Bereitschaft zur Erwerbsbeteiligung zu knüp-
fen; vgl. Petersen/Raffelhüschen (2000).
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Es sei ein Lohnsteuersatz von 25 % unterstellt; ein Arbeitnehmer spart
1 000 Euro und legt diese bei einem Zinssatz von 5 % für 40 Jahre auf
dem Kapitalmarkt an. Ohne Steuern würden die Zinserträge nach 40 Jah-
ren auf 6 040 Euro anwachsen (siehe Abbildung 4 oben) und dann dem
Arbeitnehmer für seinen Alterskonsum zur Verfügung stehen. Bei der tra-
ditionellen Einkommensteuer wird aber bereits aus versteuertem Einkom-
men die Ersparnis gebildet, so dass sich bei einem als konstant unter-
stellten Grenzsteuersatz von 25 Prozent das Anfangskapital auf 750 Euro
verringert.20

Aufgrund des steuerlich reduzierten Sparkapitals werden ihm dann nach
dem ersten Anlagejahr nicht mehr 50 Euro, sondern nur noch 37,50 Euro
Zinsen gutgeschrieben. Trotz dieser ersten Belastung muss der Arbeit-
nehmer noch 25 Prozent des Zinsbetrags als Einkommensteuer abführen,
womit sich das Sparkonto letztlich nur um 28,13 Euro erhöht. Auch in je-
dem weiteren Jahr der vierzigjährigen Anlagezeit sind Steuern auf Zinsen
zu entrichten, so dass dem Arbeitnehmer für seinen Alterskonsum am Ende
rund 2 520 Euro zur Verfügung stehen (siehe Abbildung 4 oben). Die Re-
duzierung des  Zinseinkommens von 50 Euro auf 28,13 Euro im ersten
Anlagejahr impliziert eine relative Belastung von rund 43,7 Prozent, also
deutlich mehr als der Steuersatz von 25 Prozent. Am Ende des Sparzeit-
raums beträgt die Lastquote rund 58,3 Prozent und damit mehr als das
Doppelte des Steuersatzes (siehe Abbildung 3).

                                                
20 Zum Beispiel und den folgenden Abbildungen vgl. Petersen/Rose (2004, S. 61 f.).
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Abbildung 3: Belastung des Zinseinkommens vor und nach einer traditionellen
Einkommensteuer bei einem Steuersatz von 25 Prozent
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Zwar schützt die gegenwärtige deutsche Einkommensteuer über den Sparerfreibetrag, der
gerade wieder zum Jahresbeginn 2004 gekürzt worden ist, viele Sparer vor diesen Mehr-
fachbelastungen, allerdings kommen bei überschießenden Ersparnissen auch viel höhere
Grenzsteuersätze zur Anwendung, so dass in der heutigen steuerlichen Praxis die Lawinen-
wirkungen noch viel einschneidender ausfallen können.

Ähnliche Kumulativwirkungen ergeben sich bei der Besteuerung der Unternehmensgewinne
wie folgendes Beispiel der Besteuerung des in einer Kapitalgesellschaft (z.B. GmbH) er-
zielten Gewinns zeigt:

Investiert ein junger Unternehmer von dem Gewinn im ersten Jahr einen
Betrag von 1 000 Euro und betragen die Gewinne in allen Folgejahren 5
Prozent des Eigenkapitals, so weisen die Bücher der Firma nach einund-
vierzigjähriger Investitionszeit ein Eigenkapital von 7 040 Euro aus. Ver-
äußert der Unternehmer dann seine Kapitalgesellschaft, so kann er wegen
des Eigenkapitals einen Veräußerungsgewinn gleicher Höhe realisieren,
der ihm dann zur Finanzierung seines Alterskonsums zur Verfügung steht.
Unter Berücksichtigung eines traditionellen Körperschaftsteuersatzes von
25 Prozent endet das Eigenkapital bei einem Bestand von ebenfalls 3 270
Euro. Greift nunmehr die traditionelle Besteuerung des Gewinns aus der
Veräußerung mit dem individuellen Einkommensteuersatz von ebenfalls 25
Prozent, so verbleiben dem gealterten Mittelständler nur noch 2 452 Euro
für seinen Alterskonsum. Seine effektive lebenszeitliche Steuerlast beläuft
sich damit auf 65,2 Prozent des ohne Steuern möglichen Konsumfonds von
7 040 Euro. Nach dem Modell der rot-grünen Bundesregierung mit einer
Gewinnbesteuerung auf der Unternehmensebene von bis zu 40 Prozent
und einem zukünftigen Einkommensteuerspitzensatz von 42 Prozent kann
diese Last sogar auf über 80 Prozent ansteigen.21

Wie bereits erwähnt wurden bisher diese lawinenartigen Belastungswirkungen im Einkom-
men- und Körperschaftsteuergesetz durch zahlreiche Sondertatbestände abgemildert, die
letztlich eine ganz erhebliche Erosion der Bemessungsgrundlage ausgelöst haben. Durch die
unter Finanzminister Eichel durchgesetzten Steuerrechtsänderungen wurden zwar diese
Sondertatbestände z.T. abgeschafft, wobei die Absenkung der Steuersätze die Unternehmen
kompensieren sollte. Allerdings dürfte das nur teilweise und auf kurze Sicht gelungen sein.
Auf lange Sicht ist hingegen ein starker Anstieg der kumulativen Steuerbelastung zu be-
fürchten, der geradezu dramatisch wird, wenn die Veräußerungsgewinnbesteuerung wieder
verschärft werden sollte. Darüber hinaus werden insbesondere die Personengesellschaften
im oberen Tarifbereich der Einkommensteuer auf lange Sicht erheblich zusätzlich belastet,
was eine weitere Existenzgefährdung kleinerer und mittlerer Unternehmen nach sich ziehen
dürfte.

II.4. Kumulationswirkungen einer Mehrfachbelastung des Kapitaleinkommens

Wenn man eine faire und sozial gerechte Besteuerung von Arbeits- und Kapitaleinkommen
anstreben will, ist – wie immer wieder betont werden muss – eine innerperiodische Be-
trachtung der Steuerbelastung dieser Einkommensarten nicht hinreichend. Vielmehr sind die
Vor- und Nachgeschichte der Einkommensentstehung und Einkommensverwendung zu be

                                                
21 Vgl. die Berechnungen bei Rose (2002, S. 36 ff.).
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rücksichtigen und sämtliche Steuern in Anrechnung zu bringen, die auf Vermögensbestände
bzw. Vermögensveränderungen erhoben werden. Dabei sollen im Folgenden die Probleme
der Vermögensermittlung und -bewertung vernachlässigt werden, die häufig allein bereits
zu einer Ablehnung der Vermögensteuern führen. Im Fokus der Analyse wird vielmehr die
lebenszeitliche Gesamtbelastung der Kapitaleinkommen stehen, die sich aus der Besteue-
rung der Kapitalerträge im Rahmen einer konventionellen Einkommensteuer, durch eine
Vermögensteuer, Veräußerungsgewinnbesteuerung22 sowie eine Schenkungs- und Erb-
schaftsteuer ergeben.23 Die Belastungen dieser einzelnen Steuerarten lassen sich alle auf
einen einheitlichen Kapitaleinkommensteuersatz umrechnen, so dass die kumulative Wir-
kung bereits innerhalb der periodischen Besteuerung verdeutlicht wird. 

Dabei ist augenfällig, dass bei Betrachtung der internationalen Entwicklung die Steuersätze
dieser Steuerarten in den letzten beiden Dekaden erheblich gesenkt worden sind, ja einzelne
Steuern auch völlig abgeschafft wurden. Ob diese Anpassungen aufgrund höherer Einsicht
erfolgten24 oder allein der Tatsache geschuldet sind, dass die Aufkommen der Zins-, Ver-
mögens- und Erbschaftsteuern weit hinter den Erwartungen zurückblieben, sei einmal da-
hingestellt. Alle Erfahrungen, die im Verlauf des letzten Jahrhunderts gemacht worden sind,
deuten jedenfalls darauf hin, dass je progressiver die Tarife dieser Steuern ausgestaltet wa-
ren, desto schneller die jeweiligen Bemessungsgrundlagen zu schwinden begannen. Nach-
dem in Großbritannien während der Thatcher-Ära die Steuersätze auf Dividenden von ma-
ximal 98 % schrittweise auf 40 % gesenkt und der Erbschaftsteuersatz in der Spitze von 75
% auf 40 % reduziert worden sind,25 vollzog sich ein allmählicher Verhaltenswandel. Nach
diesen Reformen hat es dann noch einige Jahre gedauert, bis eine beachtliche Bemessungs-
grundlage entstand und auch das Steueraufkommen wieder zu wachsen begann, so dass zu-
mindest im Bereich der Kapitaleinkommensbesteuerung im Beispiel Großbritanniens von
positiven Laffer-Kurven-Effekten gesprochen werden kann.26

Zinsertrags-, Veräußerungsgewinn-27, Vermögen- und Erbschaftsteuern lösen die stärksten
Anpassungsreaktionen auf Seiten der Steuerpflichtigen aus. In ihren heutigen Formen führt
die Besteuerung der Zinserträge zu den mehrfach erwähnten lawinenartigen Wirkungen, die
bezogen auf die lebenszeitliche Belastung der Kapitaleinkommen infolge einer häufig zu-
sätzlichen Veräußerungsgewinn-, Vermögens- und Erbschaftsbesteuerung noch weiter nach
oben getrieben wird. Mehrfachbelastung und Doppelbesteuerung können insbesondere dann

                                                
22 Veräußerungsgewinne werden, soweit es sich um Gewinne im Zusammenhang mit der Veräußerung von

Betrieben oder Betriebsteilen handelt, im Rahmen der deutschen Einkommen- und Körperschaftsteuer be-
rücksichtigt, wobei gerade die Eichelsche Steuerreform erhebliche Veränderungen herbeigeführt hat. Im
angelsächsischen Raum werden Veräußerungsgewinne auch im Zusammenhang mit der Veräußerung pri-
vater Vermögensgegenstände im Rahmen der capital gains tax erfasst.

23 Auf eine Berücksichtigung der objektivierten Vermögensteuern, welche die steuerliche Belastung des
Vermögensertrags weiter nach oben treiben, sei im Folgenden verzichtet.

24 Angesichts der aktuellen Äußerungen sozialdemokratischer Politiker zum Raubtierkapitalismus und den
Gefahren des internationalen Großkapitals müssen einem schon Zweifel beschleichen, ob ihre bisherige
Steuerpolitik tatsächlich einer höheren Einsicht gefolgt ist.

25 Diese schrittweise Senkung vollzog sich zwischen 1979 und 1984; vgl. hierzu Odling-Smee/Lawton (1990,
S. 237 f.). In den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts folgten weitere Steuersatzermäßigungen.

26 Vgl. Petersen (1990, S. 256).
27 Dabei können die Veräußerungsgewinne (capital gains) entweder in den existierenden Einkommen- und

Körperschaftsteuersystemen erfasst oder aber – wie im angelsächsischen Bereich üblich – durch besondere
capital gains taxes belastet werden.
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tief in die Vermögenssubstanz eingreifen, wenn der Vermögensertrag nur relativ gering aus-
fällt.28 

Gemäß (3) und (9) resultiert die Kapitaleinkommensbesteuerung mit

(12) tk = τk (r * vt),

wobei τk der Einfachheit halber als eine Flat-rate angenommen sei. Eine jährliche Vermö-
gensteuer belastet den Vermögensbestand vt am Ende eines Kalenderjahres mit einem ein-
heitlichen Vermögensteuersatz τv:

(13) tv = τv  *  vt.

Unter der Bedingung einer gleichen Steuerschuld (tk =  tv) lässt sich die Vermögensteuer
ohne weiteres in eine Kapitaleinkommensteuer umrechnen. Es resultiert:

(14) τv = τk *  r 

bzw.

(15) τk = τk  / r.

Bei Thesaurierung der Kapitaleinkommen gehen (14) und (15) über in

(16) τv = τk  * r / 1 + r

und

(17) τk = τv  * (1 + r) / r.

Ganz ähnlich lassen sich auch die Veräußerungsgewinn- und Erbschaftsbesteuerung29 in
eine jährliche Kapitaleinkommensteuer umrechnen. Existieren mehrere dieser Steuerarten
gleichzeitig, treten die erwähnten Kumulationswirkungen auf.

Unterstellt man nur eine Zinsabschlagsteuer mit einem Steuersatz von 25 %, dann führt die
laufende Zinsertragsbesteuerung – wie oben gezeigt – über eine Laufzeit von 40 Jahren zu
einem lebenszeitlichen Belastungssatz von 58,3 %. Führt man zusätzlich eine laufende
Vermögensteuer mit einem Steuersatz von 1 % ein, erhöht sich die Belastung des lebens-
zeitlichen Zinseinkommens auf 76,2 %; unterstellt man außerdem eine abschließende Erb-
schaftsbesteuerung bei einem Steuersatz von 25 %, sind die Zinseinkommen insgesamt mit

                                                
28 Vgl. hierzu das Interview des SAP-Mitbegründers Hasso Plattner im Spiegel Nr. 49, 2.12.2002, S. 56.
29 Die Belastungswirkung der Erbschaft- und Schenkungssteuer entspricht den Gleichungen (16) und (17)

und damit  der Belastung durch eine Vermögensteuer. Entsprechend kann eine isolierte Erbschaft- und
Schenkungssteuer in eine entsprechende Zinsertragssteuer umgerechnet werden. Unterstellt man im Sinne
der Reinvermögenszugangstheorie bei der Erbschaftsteuer den gleichen Steuersatz wie bei der Zinsertrag-
steuer (also 20 %), resultiert der Zinsertragsteuersatz mit 420 %. Da der Zinsertragsteuersatz 100 % bei
weitem übersteigt, erfolgt eine Substanzbesteuerung. Will also ein Schenkender bzw. Erblasser die ihm
verwandten oder nahestehenden Mitglieder der kommenden Generationen mit einer Vermögensübertra-
gung realwirtschaftlich begünstigen, muss dieser die gesamte Steuerlast in sein Kalkül einbeziehen und
die Steuerlast durch zusätzliche Ersparnis kompensieren. Wird bei noch höheren Steuersätzen bzw. gerin-
gerer realer Effektivverzinsung die Last unerträglich hoch, beginnt das Nachdenken über entsprechende
Vermeidungsmöglichkeiten. Im Zweifelsfall dürften sowohl das Kapital als auch der Kapitaleigentümer
das Hochsteuerland verlassen.
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85,3 % belastet worden. Geht man von einen Zinssteuersatz von 40 % aus, dann beträgt die
lebenszeitliche Belastung bereits 62,5 %, die sich durch die obige Vermögensteuer auf
86,1 % erhöht; wird wiederum die Erbschaftsteuer fällig, steigt der Belastungssatz auf 92,1
%. Eine etwaige Veräußerungsgewinnbesteuerung würde diese Sätze weiter in die Höhe
treiben – man ist also in dieser Perspektive nicht mehr allzu weit von den britischen Ver-
hältnissen in der Vor-Thatcher-Ära entfernt.

Die Lawinenwirkungen der Zinsbesteuerung und ihr Zusammenspiel mit Vermögensteuern,
Veräußerungsgewinn- und Erbschaftsteuern bilden also die Treibsätze für die Mobilität des
Kapitals und schließlich auch der Steuerzahler. In einer Welt des Wettbewerbs um die Lei-
stungsfähigen ist es in vielen Ländern den Steuerpolitikern deutlich geworden, dass Aus-
weichreaktionen und Steuerflucht nicht unbedingt die Kapitalbildung an sich beeinträchti-
gen, sehr wohl aber das Anlageverhalten und die Standortwahl. So hat man alte ideologische
Standpunkte über Bord geworfen und beispielsweise mit dualen Einkommensteuersyste-
men,30 aber auch anderen Privilegierungen für eine nachhaltige Entlastung der Unternehmen
gesorgt, welche die Investitionsbereitschaft und Arbeitsplatzentwicklung sehr positiv beein-
flusst haben – allerdings um den Preis einer Beeinträchtigung der horizontalen Gerech-
tigkeit.

In Deutschland verharrt man hingegen in zementierten Positionen und weist insbesondere
den Ländern, die einer anderen Philosophie der Behandlung von Kapitaleinkommen folgen,
den Status von „Steueroasen“ zu, verbunden mit dem Vorwurf, die anderen „vernünftigen“
Staaten in unmoralischer Weise auszubeuten. Dabei werden in diesen „vernünftigen“ Staa-
ten die Kapitaleinkommen aus lebenszeitlicher Sicht in geradezu unmoralischer Weise steu-
erlich belastet, der von Verfassungsrechtlern, insbesondere Kirchhof, postulierte Halbtei-
lungsgrundsatz bei weitem überschritten und damit die Kapitalbildung diskriminiert.31 Wenn
es dennoch in Deutschland eine durchaus beachtliche gesamtwirtschaftliche Sparquote gibt,
hat das weniger etwas mit einer intendierten Kapitalbildung als vielmehr mit einer um sich
greifenden Angst vor dem Versagen der staatlichen Alterssicherungssysteme zu tun.

III. Die Einfachsteuer als konsumorientierte Einkommensteuer

Die grundlegenden Besteuerungsprinzipien, denen das Einfachsteuersystem folgt, sind in
den ersten drei Paragraphen des Gesetzentwurfs aufgeführt. In diesen kommt zum Aus-
druck, dass der „Heidelberger Steuerkreis“ die Orientierung am Lebenseinkommen als
ideale Umsetzung des Gerechtigkeitsprinzips einer Besteuerung nach der dynamischen Lei-
stungsfähigkeit betrachtet.32 Dies bedeutet jedoch nicht, dass das Einkommen erst am Le-
bensende des Bürgers besteuert werden muss – was ja schon naturgemäß nicht möglich ist.
Vielmehr wird in jedem Steuerabschnitt (Kalenderjahr) von dem traditionell ermittelten
Jahreseinkommen ausgegangen und geprüft, inwieweit seine Komponenten einen originären
Beitrag zum Lebenseinkommen darstellen. Auszusondern sind Komponenten, die bereits
steuerlich vorbelastet sind, sowie jene, die in späteren Steuerabschnitten besteuert werden.
Dies hat gegenüber der lebensfremd nur am Kalenderjahr orientierten Leistungsfähigkeit
insbesondere eine andere Behandlung der Kapitaleinkommen zur Folge.

Kapitaleinkommen entstehen aus dem Vermögen als periodisch neue Einkünfte in Form von
Zinsen und Gewinnen. Wird aber – wie bei dem traditionellen Leitbild der Einkommensteu
                                                
30 Vgl. Bach/Seidel/Teichmann (2000).
31 Vgl. hierzu Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler (1999, 22 ff.) und BVerfG vom 22.06.1995.
32 Dies hat z.B. auch der bekannte Steuerrechtler Klaus Tipke gefordert. Siehe Tipke (1993, S. 502). 
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er, dem immer noch im Bundesministerium der Finanzen, aber ebenfalls von einem wenn
auch kleiner werdenden Kreis deutscher Finanzwissenschaftler gefolgt wird – die Leistungs-
fähigkeit im Sinne einer puren Jahresgerechtigkeit interpretiert, resultieren in Bezug auf die
Kapitaleinkommensbesteuerung die gerade geschilderten erheblichen steuerlichen Mehr-
fachbelastungen, die über den Lebenszyklus hinweg einen geradezu lawinenartigen Anstieg
des effektiven Steuersatzes nach sich ziehen. Daher fordert § 1 des Einfachsteuergesetzes:
„Das Lebenseinkommen natürlicher Personen ist durch Besteuerung ihrer Jahreseinkommen
einmalig, gleichmäßig und auf einfache Weise steuerlich zu belasten“33.

Das Heidelberger Einfachsteuergesetz nennt als Erhebungsformen der Einkommensteuer
(§ 3) die persönliche Einkommensteuer der Bürger und die Gewinnsteuer großer Kapital-
gesellschaften u.ä., die auf der Unternehmensebene abschließend besteuert werden. Beide
Erhebungsformen werden vollständig abgestimmt in einem Gesetz geregelt.34 Die Steuerba-
sis der persönlichen Einkommensteuer (§ 6) setzt sich aus den Einkünften aus nichtselbst-
ständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit sowie den Vorsorgeeinkünften zusammen, so
dass grundsätzlich nur drei Einkunftsarten bestehen. Abziehbar sind Ausgaben für die be-
rufliche Bildung (Humankapital) und ein Verlustvortrag aus früheren Steuerabschnitten.35

Ausgaben für die berufliche Bildung sind z.B. Ausgaben für Studiengebühren, Gebühren für
Lehrgänge, Kurse, Vorträge, Schulungen und Fachkongresse (Weiterbildungskosten), Prü-
fungs- und Zulassungskosten sowie die Tilgung von Darlehen und ihre Verzinsung, wenn
zur Finanzierung der Bildungs- und Weiterbildungsmaßnahmen ein Kredit aufgenommen
wurde. Die Behandlung dieser Ausgabekategorien, die letztendlich nichts anderes als Inve-
stition in das Humankapital darstellen, korrespondiert mit der nachgelagerten Besteuerung
bei den Vorsorgeeinkünften, da sie die zukünftigen Einkünfte aus nichtselbständiger und
selbständiger Erwerbstätigkeit sichern bzw. erhöhen. Damit werden Humankapitalinvesti-
tionen mit den Sachkapital- wie auch Finanzkapitalinvestitionen gleichgestellt.

Gewinne von persönlich geführten Unternehmen36 gehören unabhängig von der Rechtsform
grundsätzlich zum Lebenseinkommen ihrer Eigentümer. Die Gewinne großer Unternehmen
(Publikumsgesellschaften) werden aus Vereinfachungsgründen auf der Unternehmensebene
abschließend besteuert, weil diese einen großen und ständig wechselnden Kreis von An-
teilseignern haben, die zudem noch häufig aus dem Ausland stammen. Die Gewinnsteuer
hat hier also die Funktion einer Quellensteuer. Der Gewinn wird nach der zinsbereinigt mo-
difizierten Kassenrechnung ermittelt.37 Er wird als kassenmäßiger Überschuss der Er

                                                
33 Vgl. http://www.einfachsteuer.de/idee/download/Gesetz.pdf
34 Das Einfachsteuergesetz würde also das gegenwärtige Einkommen- und Körperschaftsteuergesetz erset-

zen; außerdem könnte – verbunden mit einem Hebesatzrecht der Gemeinden – ein kommunaler Zuschlag
auf die Einkommensteuer ihrer Bürger eingeführt werden, um die gegenwärtige Gewerbesteuer abzulösen.
Zu möglichen Zuschlagssätzen siehe unter V. unten. 

35 Steuerpflichtige, deren Einkommen sich im Lebenszyklus ungleichmäßig über die Steuerabschnitte ver-
teilen oder die gar in einzelnen Kalenderjahren Verluste ausweisen müssen, haben dennoch im Wesent-
lichen gleiche Lasten zu tragen. Dies wird durch zeitlich unbegrenzte Verlustvorträge und einen auf zehn
Jahre begrenzten und damit ausreichenden Verlustrücktrag erreicht.

36 Als Unternehmertätigkeit gelten im Sinne des Gesetzentwurfs Einfachsteuer auch die Vermietung und
Verpachtung von Immobilien und die Vermögensverwaltung; zum Kapitaleinkommen zählen also die
Einkunftsarten 1 bis 3, die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung sowie die Einkünfte aus Kapital-
vermögen gemäß dem heutigen EStG und die Gewinne der persönlich geführten Kapitalgesellschaften
(Durchreichgesellschaften).

37 Die Kassenrechnung korrespondiert mit der Einnahmen-Überschuß-Rechnung nach § 4 Abs. 3 EStG; zu
den Vorteilen der Kassenrechnung gegenüber der heutigen Unternehmensbesteuerung vgl. die Beiträge
zum Steuerforum Fulda 2003 unter http://www.dstv.de/einfachst.html.
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werbseinnahmen über die Erwerbsausgaben definiert. Die Modifikationen beziehen sich auf
Ausgaben für abnutzbare Sachanlagen, die über jährliche Abschreibungen absetzbar sind,
sowie auf den Abzug von Schutzzinsen auf das berücksichtigungsfähige Eigenkapital des
Unternehmens. Darüber hinaus unterliegen Dividenden und Veräußerungsgewinne nicht der
Besteuerung.

Über die Konstruktion der Durchreichgesellschaft38 erfolgt die Aufteilung des Gewinns
kleiner Kapitalgesellschaften wie derzeit schon bei Personengesellschaften, so dass deren
Anteilseigner auch in den Genuss der steuermindernden persönlichen Abzüge unter Berück-
sichtigung der unterhaltenen Personen kommen. 

Ein weiterer gewichtiger Schritt in Richtung auf Gleichbelastung und Neutralität aller Arten
von Einkünften in lebenszeitlicher Perspektive wird durch die unten beschriebene erwähnte
Zins- und Sparbereinigung vollzogen. Damit die Gleichbelastung von Arbeits- und Kapital-
einkommen erreicht werden kann, also eine steuerliche Mehrfachbelastung von Ersparnis
und Investition mit lawinenartiger Wirkung vermieden wird, muss eine marktübliche Ver-
zinsung des Sparkapitals steuerfrei bleiben (Zinsbereinigung) oder aber das aus steuerfreien
Markteinkünften gebildete Sparkapital einschließlich der damit erwirtschafteten und steuer-
lich noch nicht belasteten Erträge bei seiner Auszahlung besteuert werden (Sparbereini-
gung). Beide Verfahren sind in ihrer Wirkungsweise auf die lebenszeitliche Steuerbelastung
äquivalent, beeinflussen allerdings in entscheidender Weise die Verteilung des Steuerauf-
kommens über die Zeit. Dabei verschiebt die Sparbereinigung, bei der die gesparten Ein-
künfte zunächst steuerfrei bleiben und das Gesparte erst bei der Auszahlung zusammen mit
den aufgelaufenen Zinsen steuerlich erfasst werden, die Besteuerung der Bemessungs-
grundlage in die Zukunft, so dass dem Fiskus bei einer generellen Durchsetzung dieses Ver-
fahrens zumindest in einer langen Übergangsperiode erhebliche Steuerausfälle drohen wür-
den.

Auch hier bietet der Einfachsteuer-Gesetzentwurf pragmatische, aber durchaus konsequente
Lösungsansätze: Bei allen Gewinnen, Zinsen und sonstigen Kapitalerträgen bleibt eine stan-
dardisierte marktübliche Verzinsung des Sparkapitals – eine durchschnittliche Grundrendite
in Höhe des Jahresdurchschnittssatzes der um 2 Prozentpunkte erhöhten Basiszinssätze ge-
mäß § 247 BGB - als Entlohnung für die Kosten des Konsumverzichts steuerfrei.39 Damit
werden also nur die um die Grundrendite (oder auch den Schutzzins) bereinigten Kapitalein-
kommen der Besteuerung unterworfen, so dass aus der Sicht des Fiskus eine stetige steuerli-
che Bemessungsgrundlage gesichert ist, denn die überschießende Rendite wird in der End-
stufe des Einfachsteuergesetzentwurfs mit einem Marginalsteuersatz von 25% belastet. Der
Ansatz des Schutzzinses sichert in der dynamischen Perspektive die gleiche steuerliche Be-
lastung von Arbeits- und Kapitaleinkommen.40

                                                
38 Die Durchreichgesellschaft ist dadurch gekennzeichnet, dass an ihr nur natürliche Personen beteiligt sind,

sie also persönlich geführt, die Zahl ihrer Eigentümer überschaubar (z.B. nicht mehr als hundert Gesell-
schafter) und die Zusammensetzung der Eigentümer stabil ist (deren Anteile also nicht an Börsen gehan-
delt werden). Die Gewinne und Verluste der Durchreichgesellschaft sind Einkünfte aus unternehmerischer
Tätigkeit und erhöhen die Basis der persönlichen Einkommensteuer der Anteilseigner.

39 Aus Vereinfachungsgründen wird auf die Besteuerung der Differenzbeträge aus Zinseinnahmen und
Schutzzinsen verzichtet, wenn es sich um Staatsanleihen, Festgeldanlagen bei Banken und ähnlichen Ka-
pitalforderungen handelt, die einer breiten Öffentlichkeit zum Erwerb angeboten werden und der Anleger
von seinen anderen betrieblichen Tätigkeiten strikt getrennt hält. Damit hat der Bürger die Zinsen aus den
meisten seiner Sparkapitalanlagen nicht zu versteuern.

40 Vgl. Rose (http://www.einfachsteuer.de/idee/download/Konzept.pdf).
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Die Sparbereinigung oder auch nachgelagerte Besteuerung kommt bei der steuerlichen Be-
handlung der Renten (Vorsorgeeinkünfte41) zum Tragen. Hier drohen keine wesentlichen
Steuerausfälle, weil die Mehrzahl der Renten bisher faktisch nicht oder nur äußerst gering-
fügig steuerlich belastet war.42 Das Einfachsteuergesetz sieht die Steuerfreiheit der Beiträge
zur staatlichen und privaten Altersvorsorge vor, während die Renten voll besteuert werden. 

Über die Zins- und Sparbereinigung wird die aus Gründen der Praktikabilität durchaus not-
wendige Jahresabschnittsbesteuerung gleichermaßen dynamisiert. Beide Methoden gewähr-
leisten, dass die verschiedenen Komponenten des Lebenseinkommen eines Bürgers nur ein-
malig belastet werden, unabhängig davon, aus welchen Quellen sie auch stammen mögen.
Gleichzeitig wird mit der gleichmäßigen Belastung des Lebenseinkommens die intertempo-
rale Neutralität der Konsumentscheidung garantiert, womit die dem traditionellen Leitbild
inhärente Diskriminierung des Sparens für den morgigen Konsum entfällt. Aus der Sicht der
Unternehmensbesteuerung stellt die Einfachsteuer über die Durchreichgesellschaften wei-
testgehend die Rechtsformneutralität für alle mittelständischen Gesellschaften her, während
der Schutzzinsabzug die Investitionsneutralität, Finanzierungsneutralität und damit auch die
Inflationsneutralität (Verhinderung der Scheingewinnbesteuerung) sichert.

Genauso wichtig wie eine effiziente Unternehmensbesteuerung sind für ein modernes Steu-
ersystem selbstverständlich die soziale Ausgewogenheit der individuellen Belastung sowie
auch seine Familiengerechtigkeit. Diesen Ansprüchen an eine faire Einkommensbe-
steuerung dienen eine Reihe persönlicher Abzüge, die eigentlich Kosten der privaten Le-
bensführung darstellen. Erstens kann der Steuerpflichtige den Grundfreibetrag absetzen, der
sich in der Endstufe des Einfachsteuergesetzentwurfs 2015 auf 10 000 EUR belaufen soll.
Natürlich können auch Rentner im Rahmen ihrer persönlichen Abzüge diesen ihr Konsume-
xistenzminimum schützenden Freibetrag abziehen. Damit wird eine einkommensteuerliche
Belastung des existentiellen Konsumbedarfs der Bürger in lebenszeitlicher Sicht vermieden. 

Zweitens sind die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung bis zur Höhe der gesetzli-
chen Beiträge des Arbeitnehmers und Arbeitgebers abzugsfähig. Hierbei ist zu beachten,
dass die Arbeitgeberbeiträge als geldwerter Vorteil in den Einkünften aus nichtselbständiger
Erwerbstätigkeit enthalten sind. Im Endeffekt unterliegen sie damit keiner Steuerbelastung.
Drittens sieht der Einfachsteuergesetzentwurf einen zusätzlichen Freibetrag für unterhaltene
Personen bis zu 10.000 EUR je Person vor. Damit entspricht dieser Entwurf den Zielsetzun-
gen einer gerechten Familienbesteuerung, da über Grundfreibetrag und den Freibetrag für
unterhaltenen Personen das Konsumexistenzminimums der Familie geschützt wird. Der
Heidelberger Steuerkreis geht davon aus, dass der Kinderlastenausgleich im Transfersystem
über das Kindergeld geregelt wird, welches selbstverständlich in angemessener Höhe den
verfassungsrechtlichen Vorgaben entsprechen muss. Die auf die Familie bezogene Entla-
stungswirkung hängt damit einerseits von der Zahl der unterhaltenen Personen und anderer-
seits von der Tarifstruktur ab. Viertens gibt es einen zusätzlichen Freibetrag für den Sonder-
bedarf aus einer körperlichen oder geistigen Behinderung und fünftens sind – wie bei den
Unternehmen – die dem Steuerpflichtigen eventuell entstandenen Steuerberatungskosten
abzugsfähig.

                                                
41 Vorsorgeeinkünfte sind im Sinne des Einfachsteuer-Gesetzentwurfs Einkünfte, die der Einkommensab-

sicherung des Steuerpflichtigen und seiner Angehörigen im Alter (Renten), bei Arbeitslosigkeit (Arbeits-
losengeld) und bei Krankheit (Krankengeld) dienen.

42 Vgl. Petersen (1999).



21

Da der bisherige direkt progressive Einkommensteuertarif mit stark steigender Grenzsteuer-
belastung vor allem Verhaltensanpassungen hervorgerufen hat, welche über Steuervermei-
dung und Steuerhinterziehung zum einen eine Erosion der Bemessungsgrundlage ausgelöst
und zum anderen eine stark wachsende Schattenwirtschaft verursacht haben, soll die direkte
Progression auf mittlere Sicht aufgegeben werden. Die hohen Grenzsteuersätze haben in
erster Linie abschreckend auf ökonomische Aktivitäten gewirkt, ohne dass diese Sätze in
wesentlichen Einkommensbereichen auch effektiv geworden sind.43 Daher schlägt der Hei-
delberger Steuerkreis im Endstadium der Einfachsteuer (2015) einen Flat-rate Tarif mit
einem Steuersatz von 25 Prozent vor.

Die Integration von bisheriger Einkommen- und Körperschaftsteuer stellt eine wesentliche
Vereinfachung für die Steuerverwaltung und die Unternehmen dar. Darüber hinaus reduziert
die Kassenrechnung als einheitliche Gewinnermittlungsmethode deutlich den Aufwand der
Unternehmen im Bereich ihrer steuerlichen Rechnungslegung; für die Finanzämter wird die
steuerliche Kontrolle wesentlich einfacher, reduziert sich diese doch auf wenige Konten der
Unternehmen. Ferner werden auch die Finanzgerichte stark entlastet, da die wichtigsten
Konfliktfelder beispielweise im Bereich der heutigen verdeckten Gewinnausschüttung (Ge-
schäftsführergehälter etc.) wegen der Konstruktion der Durchreichgesellschaft entfallen.

Die Folgewirkungen des Schutzzinses lassen darüber hinaus eine Verstetigung des Ab-
schreibungsverhaltens der Unternehmen erwarten. Eine beschleunigte Abschreibung redu-
ziert das Eigenkapital und damit auch den Schutzzinsabzug, was den Zinsvorteil eines zeit-
lichen Vorziehens der Steuerzahlung vollständig neutralisiert. Die Neutralität der zinsberei-
nigten Gewinnsteuer bezüglich alternativer Abschreibungsmethoden ermöglicht zugleich
die Entwicklung des Gewinnsteueraufkommens durch vereinfachende Abschreibungsregeln
so zu verstetigen, dass auch der Bundes- und die Länderfinanzminister von einer gesicherten
Grundlage vor allem für die mittelfristige Finanzplanung ausgehen können.

IV. Auswirkungen auf der Haushaltsebene

Flat-rate Vorschläge werden im Allgemeinen damit beantwortet, dass sie erstens für nicht
finanzierbar gehalten werden und zweitens zu einer sozialen Schieflage führen. Das erste
Argument lässt sich dadurch entkräften, dass das Einfachsteuergesetz unter Anwendung des
Potsdamer Mikrosimulationsmodells im Detail durchgerechnet worden ist.44 Bei der Bemes-
sungsgrundlage des Jahres 1998 findet der damals geltende Einkommensteuertarif mit
Grenzsteuersätzen zwischen 25,9 % und 53 % bei einem Grundfreibetrag von 6.322,64 EUR
Anwendung. Setz man das daraus resultierende Steueraufkommen als gegeben an und be-
rechnet bei der Bemessungsgrundlage gemäß Rechtsstand 1998 den aufkommensgleichen
Flat-rate Steuersatz für 1998, würde sich dieser auf 30,4 % belaufen.

Auf der Ebene der Rentenbesteuerung bringt der Gesetzentwurf zur Einfachsteuer geradezu
eine fundamentale Vereinfachung mit sich. Wie bereits erwähnt kommt bei den Einkünften
aus Vorsorgevermögen, das aus steuerfreien Einkommensteilen gebildet wurde, die Metho-
de der nachgelagerten Besteuerung zur Anwendung. Zur Bemessungsgrundlage der persön-
lichen Einkommensteuer zählen demgemäss die Versorgungsbezüge auf Grund einer nicht-
selbständigen Erwerbstätigkeit, gleichgültig, ob sie vom Arbeitgeber oder anderen Personen
(z.B. gesetzlichen Arbeitslosen- und Rentenversicherungsanstalten) ausgezahlt werden.

                                                
43 Zu diesem Problemkreis vgl. Petersen (2003, S. 90 ff.).
44 Vgl. hierzu Anton/Brehe/Petersen (2002, S. 42 ff.).
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Die Ertragsanteilsbesteuerung der Renten wird ersatzlos gestrichen. Damit werden alle
Renten, Pensionen und rentenähnlichen Leistungen einem einheitlichen Besteuerungsver-
fahren unterworfen. Auch wenn in der Vergangenheit Teile der GRV-Beiträge, Beiträge zur
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL-Beiträge) und Beiträge zur betriebli-
chen Altersversorgung der Besteuerung unterlegen haben sollten, bedarf diese Tatsache al-
lein deshalb keiner gesonderten steuerlichen Berücksichtigung, weil diese Teile des Alter-
seinkommen ausnahmslos in den Bereich der Grundfreibetragsregelung des Einkommen-
steuertarifs fallen, so dass schon aus diesem Grunde wesentliche Teile der Alterseinkommen
einschließlich der Renten, Pensionen und Betriebsrenten keinerlei Besteuerung unterliegen
werden. Die wohlhabenderen Bezieher von Alterseinkommen profitieren auf der anderen
Seite ganz erheblich von der Beseitigung der direkten Progression, so dass keine weiteren
Vergünstigungen zu rechtfertigen sind.

Die erwähnten steuerlichen Modifikationen bei Renten und Pensionen führen zu einer Ver-
änderung der tariflichen Steuerbemessungsgrundlage (zu versteuerndes Einkommen) für
alle Steuerpflichtigen von 770,9 Mrd. EUR auf 812,9 Mrd. EUR, also zu einem Anstieg um
42,0 Mrd. EUR oder 5,4 % (gegenüber dem Status quo 1998). Infolge dieser Erweiterung
der Bemessungsgrundlage steigt das Einkommensteueraufkommen 1998 von 147,4 Mrd.
EUR auf 154,6 Mrd. EUR. Die modifizierte Renten- und Pensionsbesteuerung führt dem-
nach zu einem steuerlichen Mehraufkommen von ca. 7,2 Mrd. EUR oder 4,9 %. Da die
Beiträge zur GRV im unteren Einkommensbereich überwiegend durch die Vorsorgepau-
schale steuerbefreit waren und auch die Rentenzahlungen unterhalb des geltenden Grund-
freibetrags angesiedelt sind, bleibt bei diesen Steuerpflichtigen das steuerliche Existenzmi-
nimum auch im Kontext der Lebenseinkommensbetrachtung steuerfrei. 

Ebenfalls einschneidend sind die Veränderungen auf der Ebene der Sozialversicherungsbei-
träge. Betrachtet man die Charakteristik der verschiedenen Sozialversicherungsbeiträge im
Detail, dann wird deutlich, dass die Beiträge zur GRV sich grundlegend von denen zur
GKV, GPfV und Arbeitslosenversicherung unterscheiden. Die GRV stellt zweifellos in
Deutschland eines der wichtigsten Instrumente des intertemporalen Einkommensausgleichs
dar.45 Demgegenüber sind in den anderen Sozialversicherungszweigen die innerperiodischen
Risikoausgleichsmomente bedeutsamer. So geht es bei der GKV und GPfV wie auch der
Arbeitslosenversicherung vorwiegend um innerperiodische Risiken einer besonderen Aus-
gabenlast (Sachleistungen der GKV bzw. GPfV). Auch in Privatversicherungssystemen mit
ähnlichen Leistungsspektren werden derartige Risiken überwiegend innerperiodisch abge-
deckt.46

Aufgrund dieser inhaltlichen Unterschiede zwischen GRV-Beiträgen und GKV-, GPfV-
sowie Arbeitslosenversicherungsbeiträgen scheint es durchaus begründbar zu sein, die Bei-
träge zur GRV einer nachgelagerten Besteuerung zu unterziehen. Bei den übrigen Sozial-
beiträgen bzw. gleichartigen Beiträgen zum Privatversicherungssystem sprechen zum Teil

                                                
45 Zur Definition vgl. Petersen (1989), S. 27 f.
46 Dabei umfassen allerdings auch gesetzliche und private Krankenversicherungen zumindest dann einen

gewissen intertemporalen Einkommensausgleich, wenn zur Absicherung einer stabilen Beitragsent-
wicklung über den Lebenszyklus die Beiträge der jungen Versicherten bereits einen Rückstellungsbeitrag
umfassen, der die höheren Leistungen im Alter mit abdecken soll. Im Umfang dieser Altersrückstellungen
müssen private Krankenversicherungen auch entsprechende Fonds bilden, um diese zusätzlichen Alters-
lasten auffangen zu können. Damit hätte auch ein Teil der Beitragsleistungen zur Krankenversicherung ei-
nen intertemporalen Charakter, so dass diese Beitragsteile ähnlich wie Rentenversicherungsbeiträge zu
behandeln wären. Diese Problematik kann vernachlässigt werden, wenn bei den einzelnen Beitragsarten
auch noch andere Gründe für die Abzugsfähigkeit sprechen.
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anders gelagerte Argumente ebenfalls für eine grundsätzliche Abzugsfähigkeit von der steu-
erlichen Bemessungsgrundlage. So sichert die GKV allen Versicherungspflichtigen ein Exi-
stenzminimum an gesundheitlichen Sachleistungen ab, welches ebenfalls nicht der Besteue-
rung zu unterwerfen ist. Bei den Lohnersatzleistungen hingegen kann wiederum die nach-
gelagerte Besteuerung greifen. Für die Pflegeversicherungsbeiträge greift entsprechend das
Sachleistungsargument der GKV.

Etwas komplizierter sieht es mit der Begründung der Abzugsfähigkeit der Beiträge zur Ar-
beitslosenversicherung aus. Während das Arbeitslosengeld und die Fortbildungsaufwendun-
gen der Arbeitslosenversicherung, die der Humankapitalbildung dienen und deren Aufwen-
dungen auch im Einfachsteuergesetzt abzugsfähig sind, nachgelagert besteuert werden kön-
nen,47 wären die Vermittlungskosten Werbungskosten im klassischen Sinne, so dass auch für
diesen beitragsfinanzierten Ausgabenteil die Abzugsfähigkeit zu rechtfertigen ist. 

Der tatsächliche Abzug der Sozialversicherungsbeiträge und korrespondierender Privatver-
sicherungsbeiträge verändert das gesamte zu versteuernde Einkommen von 770,9 Mrd. EUR
auf 725,1 Mrd. EUR. Damit verringert sich das zu versteuernde Einkommen also um 45,8
Mrd. EUR bzw. 5,9 %. 

Ein weiterer großer Block fragwürdiger Abzugsmöglichkeiten ist in den derzeitigen Wer-
bungskosten zu erkennen. Unter Werbungskosten versteht man Aufwendungen, die durch
die berufliche Tätigkeit verursacht sind. Mit der allgemeinen Wohlstandsentwicklung, aber
auch infolge der steigenden Abgabenbelastung sind immer mehr Lohnsteuerpflichtige dazu
übergegangen, ihre Werbungskosten im einzelnen nachzuweisen und dies in Form einer
Einnahmen-/Ausgabenrechnung zu dokumentieren. Verständlicherweise kommt es hier zu
immer engeren Verknüpfungen mit den Kosten der privaten Lebensführung bzw. sogar zu
einer Anpassung der privaten Lebensführung an die Möglichkeiten des Werbungskostenab-
zugs, so dass die Auseinandersetzungen um die steuerliche Anerkennung der Werbungsko-
sten zu erheblichen Belastungen in der Steuerverwaltung und bei den Finanzgerichten füh-
ren. Diese Auseinandersetzungen ähneln im übrigen denen, die im Zusammenhang mit der
steuerlichen Anerkennung von Betriebsausgaben hinlänglich bekannt sind. Insgesamt ist der
steuerliche Komplex „Werbungskosten bei nichtselbständiger Arbeit“ ein Einfallstor für
nahezu willkürliche Entscheidungen auf der Ebene einzelner Finanzbehörden und verstößt
in zunehmenden Maße gegen den Grundsatz der steuerlichen Gleichbehandlung. Gerade in
der Amtszeit von Finanzminister Eichel ist der Anteil fehlerhafter Steuerbescheide weiter
angestiegen, was nicht zuletzt darauf zurückzuführen ist, dass auch immer mehr Finanzbe-
amte durch die wachsende Komplexität des Einkommensteuerrechts überfordert werden.

Der Gesetzentwurf Einfachsteuer sieht nun vor, die nachweisbaren Werbungskosten weit-
gehend zu eliminieren. Bei den meisten dieser Werbungskosten geht es um Aufwendungen
(bzw. beruflich bedingte Mehraufwendungen), die dem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber er-
stattet werden. Über den Erstattungsumfang muss letztendlich zwischen Arbeitnehmer und
Arbeitgeber im Rahmen individueller oder tariflicher Lohnverhandlungen eine Übereinkunft
erzielt werden. Wie der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber kompensiert wird (ob über die
Lohnzahlung oder über direkten Kostenersatz), sollte unabhängig von steuerlichen Erwä-
gungen sein. Gehen die vom Arbeitnehmer geltend gemachten Aufwendungen über die vom
Arbeitgeber gewährte Erstattung hinaus, besteht im übrigen der begründete Verdacht, dass
solche Arbeitnehmeraufwendungen eher in den Bereich der privaten Lebensaufwendungen
fallen, die selbstverständlich keiner steuerlichen Berücksichtigung bedürfen. Geht man von

                                                
47 Entsprechendes gilt im übrigen auch für die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM).
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der Streichung der nachzuweisenden Werbungskosten und des Arbeitnehmer-Pauschbetrags
aus, erhöht sich infolge dieser Maßnahmen das gesamte zu versteuernde Einkommen von
70,9 Mrd. EUR auf 831,6 Mrd. EUR, also um 60,7 Mrd. EUR bzw. 7,9 %. 

Nimmt man die gesamten erwähnten Veränderungen infolge einer Einführung der Einfach-
steuer zusammen, ergibt sich eine Erhöhung der Bemessungsgrundlage um 160,9
Mrd. EUR, die aufkommensneutral in die Steuertarifreform – also den Übergang auf einen
Flat-rate Tarif bzw. temporär auf  Stufentarife mit zwei bis drei Grenzsteuersätzen – einge-
bracht werden kann.48 Die über die Einfachsteuer erzielte Verbreiterung des zu versteuern-
den Einkommens erstreckt sich für alle Steuerpflichtigen über den gesamten Bruttoein-
kommensbereich; dabei ist der Anstieg im unteren Einkommensbereich relativ höher als im
oberen (siehe Abbildung 4).

Die zusätzliche steuerliche Belastung fällt im unteren Einkommensbereich allerdings relativ
gering aus (siehe Abbildung 5) und könnte über eine Erhöhung des Grundfreibetrags bzw.
die Implementierung eines Arbeitnehmer-Pauschbetrags weiter reduziert werden. Im mittle-
ren Einkommensbereich treten bei allen Steuerpflichtigen allerdings größere Mehrbelastun-
gen auf, welche auf die höhere Besteuerung der Alterseinkommen zurückgeführt werden
können. In den oberen Einkommensbereichen treten leichte Mehrbelastungen, in den höch-

                                                
48 Wendet man diese Bemessungsgrundlage der Einfachsteuer im Jahr 1998 an, dann ergibt sich ein Flat-rate

Steuersatz bei gleichem Steueraufkommen wie im Status quo von 28,8 %. Die erweiterte Bemessungs-
grundlage (Wegfall eines Großteils der Werbungskosten, partielle Zinsbereinigung bei Vermietung und
Verpachtung, Abzugsfähigkeit der Sozialversicherungsbeiträge in effektiver Höhe, Wegfall aller anderen
Sonderausgaben, volle Rentenbesteuerung, Wegfall des Freibetrags aus Land- und Forstwirtschaft,
Wegfall Versorgungsfreibetrag und Altersentlastungsbetrag) führt trotz der erheblichen Verringerung der
Grenzbelastungssätze im mittleren und oberen Einkommensbereich zu einer Reduzierung der Flat-rate um
1,6 Prozentpunkte (ausgehend von den oben erwähnten 30,4 %). Dieses Szenario vernachlässigt allerdings
die positiven Anreizwirkungen, die von der Einfachsteuer und vor allem dem Flat-rate Tarif ausgehen und
stellt im Vergleich zum Status quo gewissermaßen den worst case Vergleich dar.

Abbildung 4: Zu versteuerndes Einkommen
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sten Bruttoeinkommensklassen allerdings deutliche Entlastungen auf, weil hier die Absen-
kung der hohen Grenzbelastungssätze greift.

Für die Jahre 2004 und 2005 ist eine weitere Verringerung der Grenzsteuersätze im Einkom-
mensteuertarif vorgesehen bzw. beabsichtigt, wobei der Eingangssteuersatz stufenweise auf
15 % und der Spitzensteuersatz auf 42 % gesenkt wird (mit einem erhöhten Grundfreibetrag
von 7.664 EUR). Wendet man diesen Steuertarif auf den Status quo der Bemessungsgrund-
lage 1998 an, resultiert eine Verringerung des Steueraufkommens. Damit ergibt sich bei
Anwendung der Einfachsteuer weiterer Spielraum, den Flat-rate Steuersatz zu senken. Über
die im Gesetzentwurf vorgenommenen Vereinfachungen, Pauschalierungen und Streichun-
gen von Steuervergünstigungen ist es sogar aufkommensneutral möglich, das im Jahre 2005
geltende Einkommensteuersystem durch das Einfachsteuersystem mit einem einheitlichen
Steuersatz von 24,1 % zu ersetzen. Und dennoch: Würde man die Einfachsteuer auf einen
Schlag aufkommensneutral mit einer Flat-rate von 25 % einführen, käme es – das ist
unumwunden festzustellen – zu Verteilungswirkungen, die kurzfristig zu Lasten der unteren
Einkommensschichten gingen. Dies liegt nicht nur am Tarif, sondern in der Hauptsache
daran, dass die unteren Einkommensschichten stärker von der Abschaffung von Pauschal-
abzügen und Steuervergünstigungen getroffen werden als die oberen Einkommensschichten.
Diese negativen Verteilungswirkungen sind jedoch zu vermeiden, wenn die Einfachsteuer
im Rahmen einer mehrjährigen Übergangszeit schrittweise eingeführt wird und zunächst die
oben erwähnten Stufentarife (mit Sätzen von 15 %, 25 % und 35 % bzw. 20 % und 30 % in
einer zehnjährigen Übergangsperiode) zur Anwendung kommen.

Abbildung 5: Steuerschuld

Quelle: Eigene Berechnungen
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V. Auswirkungen auf der Unternehmensebene

Nach dem Einfachsteuergesetz werden die kleinen und mittleren Kapitalgesellschaften als
Durchreichgesellschaften wie die Einzelunternehmen und Personengesellschaften behan-
delt. Nur die großen Publikumsgesellschaften, die börsennotiert sind und eine permanent
wechselnde Zusammensetzung ihrer Anteilseigner haben, werden abschließend auf der Un-
ternehmensebene mit der Flat-rate besteuert. Eine Besteuerung der Dividenden und Veräu-
ßerungsgewinne findet konsequenterweise nicht statt. Dabei wird eine Flat-rate von 25 %
unterstellt und der Schutzzins beläuft sich auf 5 %.49 Die Zinsbereinigung der Einfachsteuer
setzt am Eigenkapital der Unternehmen an. Die im Datensatz enthaltenen Modellunterneh-
men weisen ein Eigenkapital auf, das mit der Unternehmensgröße wächst. Dabei beträgt
beispielsweise das durchschnittliche Eigenkapital der kleinen Einzelunternehmen 9.365
EUR und der großen Personengesellschaften 2.480.553 EUR; der jeweilige Gewinn aus
Gewerbebetrieb beträgt 29.886 EUR bzw. 810.124 EUR, wobei die Eigenkapitalrendite von
314 % auf 33 % sinkt.50 Die Kapitalgesellschaften weisen Renditen zwischen 84 % und 29
% auf.

Der Zinsbereinigung wird häufig vorgeworfen, dass diese weitgehend zu einer Steuerfreiheit
der Gewinne beitragen würde – die Unternehmen also steuerlich unbelastet blieben. Ange-
sichts der ausgewiesenen Eigenkapitalrenditen sind derartige Vermutung allerdings unrea-
listisch. So beträgt bei den Einzelunternehmen und Personengesellschaften der Schutzzins-
abzug zwischen 2 % (bei den kleinen Einzelunternehmen KEU) und 15 % (bei den großen
Personengesellschaften GPG) der Gewinne aus Gewerbebetrieb; die Spanne bei den Kapi-
talgesellschaften liegt zwischen 6 % (bei den kleinen Kapitalgesellschaften KK) und 17 %
(bei den großen Kapitalgesellschaften GK).51 Geht man davon aus, dass die 130.412 Modell-
unternehmen im DIW-Datensatz wenn auch nicht repräsentativ, aber doch in etwa die Situa-
tion des deutschen Unternehmenssektors widerspiegeln, dann würde die Zinsbereinigung
bei einem Schutzzinsabzug von 5 % die Gewinne aus Gewerbebetrieb um rund 7,4 % ver-
ringern, wobei die Gewichtung mit den jeweiligen Anteilen der Unternehmensform an der
Zahl der Modellunternehmen vorgenommen worden ist. In dieser Größenordnung dürfte
sich dann auch die Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer (Einkünfte aus Gewerbe-
betrieb) der Einzelunternehmen und Personengesellschaften sowie der Körperschaftsteuer
der Kapitalgesellschaften verringern. Eine Zinsbereinigung und damit die Eliminierung der

                                                
49 Angesichts der geringen Umlaufrendite für staatliche Wertpapiere erscheint der Wert etwas hochgegriffen;

er könnte derzeit auch mit 4 % unterstellt werden.
50 Die kleinen und großen Einzelunternehmen sind im Folgenden mit KEU und GEU abgekürzt, die kleinen,

mittleren und großen Personengesellschaften mit KPG, MPG und GPG sowie die kleinen, mittleren und
großen Kapitalgesellschaften mit KK, MK und GK. An letzteren bedeutet der hinzugefügte Buchstabe D
eine Durchreichgesellschaft sowie P eine Publikumsgesellschaft. Die Gewinne aus Gewerbebetrieb, das
Eigenkapital und die Rendite der Modellunternehmen stellen sich wie folgt dar:

Gewinne aus Gewerbebetrieb Eigenkapital Rendite Schutzzinsabzug
KEU 29.886 EUR 9.365 EUR 314 % 2 %
GEU 42.832 EUR 107.040 EUR 40 % 12 %
KPG 53.369 EUR 111.309 EUR 48 % 10 %
MPG 219.527 EUR 570.451 EUR 38 % 13 %
GPG 810.124 EUR 2.480.553 EUR 33 % 15 %
KK 16.633 EUR 19.749 EUR 84 % 6 %
MK 84.962 EUR 124.997 EUR 68 % 7 %
GK 1.117.610 EUR 3.790.877 EUR 29 % 17 %

51 Die Werte für den Schutzzinsabzug sind ebenfalls in der Fußnote 49 aufgeführt.
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Lawinenwirkungen im Bereich der Unternehmensbesteuerung vermindert die Bemessungs-
grundlage folglich weitaus weniger als die vielen Sonderregelungen, die eine Erosion der
Bemessungsgrundlage im Bereich der traditionellen Einkommens- und Körperschaftsbe-
steuerung ausgelöst haben.

Der Heidelberger Steuerkreis schlägt außerdem vor, die derzeitige Gewerbeertragsteuer
durch einen Gemeindezuschlag zur Einfachsteuer zu ersetzen.52 Um das Gewerbesteuerauf-
kommen bei einem unterstellten durchschnittlichen gemeindlichen Hebesatz von 385 %
durch einen aufkommensgleichen Gemeindezuschlag zur Einfachsteuer zu erzielen, müsste
auf der Ebene der gewerblichen Unternehmen ein Zuschlagsatz von 29 % angewendet wer-
den. Soll sich der Gemeindezuschlag nicht nur auf die Gewinne auf Gewerbebetrieb, son-
dern die gesamte Einfachsteuerbemessungsgrundlage (also die Einkünfte aus nichtselbstän-
diger Erwerbstätigkeit, selbständiger Erwerbstätigkeit – darunter die bisherigen Einkunfts-
arten 1 und 2, Einkünfte aus Kapitalvermögen sowie Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung – und Vorsorgeeinkünfte) erstrecken, könnte bei einem einheitlichen Zuschlags-
satz auf diese drei Einkunftsarten der Zuschlagsatz auf unter 10 % gesenkt werden. Alle
Steuerbürger und nicht nur die gewerblichen Unternehmen wären dann an der Aufbringung
dieser wichtigen Kommunalsteuer beteiligt, so dass auch das Interesse der Steuerbürger an
der Ausgabenpolitik der Gemeinden gestärkt würde, was zugleich den Druck auf effizientes
staatliches Handeln erhöhen würde.

Aufgrund der Dualität von Einkommen- und Körperschaftsteuer und des unterschiedlichen
Ausschüttungsverhaltens der Kapitalgesellschaften hängt die effektive Grenz- und Durch-
schnittssteuerbelastung der derzeitigen Unternehmensbesteuerung von der Rechtsform und
der Ausschüttungsquote ab. In der folgenden Analyse wird aufgrund der gebotenen Kürze
nur die vollständige Gewinnthesaurierung betrachtet.53 Die dunkelgrauen Säulen in der Ab-
bildung 6 stellen die Grenzbelastung gemäß der 2005 geltenden Unternehmensbesteuerung
für die Unternehmen der verschiedenen betrachteten Rechtsformen dar. Es tritt deutlich her-
vor, dass die durchschnittliche Marginalbelastung der Einzelunternehmen und Personenge-
sellschaften deutlich höher ausfällt als bei den Kapitalgesellschaften, die ihre Gewinne voll-
ständig thesaurieren.

Die Abbildung 6 zeigt außerdem die Unternehmensbelastung im Falle der Einfachsteuer
(hellgraue Säulen). Die Marginalbelastung übersteigt die 25 % Flat-rate, weil außerdem der
Solidarzuschlag und der Gemeindezuschlag zur Einfachsteuer Berücksichtigung finden. Es
sei allerdings festgehalten, dass für alle Unternehmen unabhängig von der Rechtsform eine
gleiche Marginalbelastung gegeben ist. Noch gravierender als die Marginalbelastung diffe-
riert die effektive Durchschnittsbelastung (siehe die Abbildung 7). Kleine Personengesell-
schaften (KPG), aber insbesondere mittlere und große Personengesellschaften (MPG und
GPG) werden derzeit steuerlich stärker belastet als mittlere und große Kapitalgesellschaften
(in Form der Publikumsgesellschaft MKP und GKP). Dabei hat gerade die Eichel-Reform
einen wesentlichen Teil der gestiegenen Marginal- und Durchschnittssteuerbelastung der
kleinen und mittelständischen Unternehmen verursacht, so dass deren Gewinnsituation nach
Steuern noch verschlechtert worden ist. Kapitalbildung und Eigenkapitalfinanzierung sind
hier weiter geschwächt worden, was ebenfalls zu der eingangs erwähnten Wachstums-
schwäche beigetragen haben dürfte, zumal diese Unternehmen das Rückgrat der deutschen
Wirtschaft bilden.

                                                
52 Vgl. Rose (2002a, S. 29 ff.); dort werden auch mögliche Alternativen aufgezeigt.
53 Eine ausführlichere Darstellung findet sich in Petersen (2003c).
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Abbildung 6: Belastungsvergleich Eichel-Reform und Einfachsteuer

Quelle: Eigene Berechnungen.

Abbildung 7: Belastungsvergleich Eichel-Reform und Einfachsteuer

Quelle: Eigene Berechnungen.
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Aufgrund der lediglich indirekten Progression der Einfachsteuer differiert auch hier die Hö-
he der Steuerbelastung in Abhängigkeit von der Höhe des Gewinns, wobei der Abbau der
Grenzsteuerbelastung und die Zinsbereinigung aber generell zu einer Reduzierung der Steu-
erschuld führt.54 Bei den kleinen Kapitalgesellschaften, welche die Form der Durchreichge-
sellschaft wählen (KKD), ist die Durchschnittsbelastung deutlich geringer, weil die Gesell-
schafter hier ihre Gewinne in die private Besteuerungssphäre durchreichen dürfen, so dass
nunmehr die persönlichen Abzüge der Einfachsteuer die durchschnittliche Steuerbelastung
wesentlich reduzieren. Würden die kleinen Kapitalgesellschaften hingegen die Form der
Publikumsgesellschaft wählen (KKP), wäre ihre Steuerbelastung auch unter dem Einfach-
steuerregime deutlich höher.

Im Falle der Vollausschüttung steigen im geltenden Unternehmenssteuerrecht die Marginal-
belastungen bei den mittleren und großen Kapitalgesellschaften (MK und GK) deutlich an,
weil hier nun die höheren Grenzsteuersätze der Einkommensteuer greifen, während der Ge-
winn der kleinen Kapitalgesellschaften weit unter den höchsten Marginalsätzen der Ein-
kommensteuer verbleibt, so dass hier keine Erhöhungen eintreten. Auch die effektive
Durchschnittssteuerbelastung steigt für alle Kapitalgesellschaften deutlich an. Demgegen-
über bleibt die Grenz- und Durchschnittsbelastung der Einfachsteuer unverändert, sie ist wie
oben erwähnt ausschüttungsneutral. Insgesamt sei festgehalten, dass die Einfachsteuer ins-
besondere gegenüber den durch die Eichel-Reform ausgelösten Belastungsveränderungen
die kleinen und mittleren Unternehmen insgesamt, aber insbesondere die kleinen Kapitalge-
sellschaften erheblich entlastet, da hier nunmehr auch die persönlichen Abzüge der Steuer-
pflichtigen berücksichtigt werden können. Gestärkt wird damit vor allem der Mittelstand,
der dann nach Einführung einer solchen Fundamentalreform wieder seine Rolle als Wachs-
tumsmotor der deutschen Wirtschaft übernehmen könnte.

VI. Zusammenfassung

Gegenüber dem heutigen traditionellen Einkommensteuersystem entfallen infolge des Ab-
baus der direkten Progression, der nachgelagerten Besteuerung der Vorsorgeeinkünfte
(Sparbereinigung) und des Schutzzinsabzugs bei den Kapitaleinkommen (Zinsbereinigung)
alle fragwürdigen interpersonellen und intertemporalen Verteilungswirkungen. Im Bereich
der Haushaltsbesteuerung führt die Einfachsteuer zu einer gleichmäßigen Belastung des
Lebenseinkommens aus Arbeit und Kapital, wobei die intertemporale Neutralität der Kon-
sumentscheidung gewahrt bleibt. Die Diskriminierung von Kapitalbildung und Kapitalein-
kommen entfällt – ein wichtiger Aspekt zur Lösung der demographischen Probleme bei der
sozialen Sicherung, bei denen nur eine verstärkte Kapitalbildung die Belastung der zukünf-
tigen Generationen mildern kann.

Im Unternehmensbereich sorgt die Einfachsteuer als integrierte Einkommen- und Gewinn-
steuer für eine einheitliche Marginalbelastung aller Unternehmen, unabhängig von der jewei-
ligen Rechtsform. Die Marginalbelastung für kleine und mittleren Unternehmen (Einzel-
unternehmen und Personengesellschaften) wird ebenso nachhaltig gesenkt wie die Durch-
schnittsbelastung für kleine Kapitalgesellschaften. Letztere und die mittleren Kapitalge-
sellschaften profitieren darüber hinaus von der Einführung der Durchreichgesellschaft, die
gerade deren Durchschnittssteuerbelastung spürbar abbaut. Damit käme die Einführung der
Einfachsteuer einer steuerliche Rehabilitation der kleinen und mittleren Unternehmen
                                                
54 In der Veranlagungssimulation kann infolge eines fehlenden Gesamtsteueraufkommens nicht wie in der

Mikrosimulation von Aufkommensgleichheit ausgegangen werden. Diese Tatsache darf bei dem Vergleich
der Steuerbelastung beider Steuersysteme nicht außer Acht gelassen werden.
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gleich, die über Jahre hinweg in Deutschland die höchsten Steuerlasten getragen haben und
zugleich die Leistungsträger unserer Gesellschaft darstellten.

Die Gesamtmaßnahmen der Eichel-Reform stellen sich im Vergleich dazu als ein wachs-
tumsfeindliches Kontrastprogramm dar. Insbesondere der erfolgte Abbau der Sparerfreibe-
träge, der am Beginn des Jahres 2004 noch um einen weiteren Schritt verschärft worden ist,
lässt auch die Lawinenwirkungen gerade bei kleinen und mittleren Vermögen verstärkt zu-
schlagen. Hier werden nun über den gesamten Lebenszyklus hinweg Kapitaleinkommen
einer steuerlichen Belastung unterzogen, die bisher steuerlich befreit waren, was in diesen
Einkommens- und Vermögensbereichen die lebenszeitliche Steuerbelastung wesentlich er-
höht. Neben der erwähnten Mehrbelastung kleiner und mittlerer Unternehmen wirkt außer-
dem lähmend, dass von Seiten der Regierungsparteien nach beinahe jedem handwerklichen
Fehler bzw. jeder politischen Schieflage der Regierung die Wiedereinführung der Vermö-
gensteuer, Erhöhung der Erbschaft- und Schenkungssteuer und/oder die Einführung einer
neuen Ausbildungsplatzabgabe geradezu rituell beschworen wird. Jede dieser Beschwö-
rungszeremonien führt leider dazu, dass in den folgenden Wochen Kapital in Größenord-
nungen von mehreren hundert Millionen Euro das Land verlässt, bevor die Eigentümer
selbst abwandern. Derartige Riten mögen zwar der Beruhigung von Gesinnungsgenossinnen
und -genossen dienen, stellen aber alles andere als ein verantwortliche Regierungsverhalten
dar, schaden sie doch nachhaltig der deutschen Volkswirtschaft. Die gegenwärtige Diskus-
sion um die „Übermacht des Kapitals“ wird ein übriges tun. Gleichzeitig will man allerdings
in einen Steuersatzwettbewerb mit Transformations- und Schwellenländer eintreten, bei
dem der Standort Deutschland insgesamt nur verlieren kann.

Dieser Tatbestand wird durch die folgende Tabelle in der Abbildung 8 eindringlich belegt.
Die Absenkung des Körperschaftsteuersatzes begünstigt weder die kleinen und mittleren
Personenunternehmen noch senkt sie nachhaltig die Steuerlasten. In lebenszeitlicher Sicht
bleibt es nämlich bei der traditionellen Doppelbelastung einer marktüblichen Rendite des
Spar- und Investitionskapitals. Wenn darüber hinaus eine Reihe von Ländern bereits Unter-
nehmenssteuersätze von unter 20 % anbieten, so ist es eine Illusion anzunehmen, dass der
Investitionsstandort Deutschland mit einem auch deutliche gesenkten Körperschaftsteuer-
satz attraktiv wäre. Das oben aufgeführte Belastungsrechnungsbeispiel konfrontiert in der
Tabelle 1 die heutige deutsche Situation mit dem Modell des Sachverständigenrats (SVR),
der Einfachsteuer sowie der Belastungssituation in Irrland, der Slowakei und Österreich.
Während die lebenszeitliche Belastungssituation (Steuerlastquote) mit 72,20 % gegenwärtig
in Deutschland am höchsten ist, verringert das Modell des SVR die lebenszeitliche Bela-
stung lediglich auf 60,63 %. Auch Österreich, das einen Gewinnsteuersatz von nur 25 %
anwendet, erreicht in lebenszeitlicher Sicht noch eine Belastungsquote von 53,55 %, wäh-
rend die Steuerlastquoten von der Slowakei und Irrland, das einen jährlichen Gewinnsteuer-
satz von nur 12,5 % anwendet, ebenfalls deutlich über der Lastquote der Einfachsteuer lie-
gen. Der Standortwettbewerb kann also nicht durch eine radikale Senkung der jährlichen
Kapitaleinkommensteuersätze gewonnen werden, sondern nur über eins systematische,
langfristige Entlastungsstrategie, wie sie der Ansatz der Einfachsteuer bietet.
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Abbildung 8: Mehrperiodische Steuerbelastung der Eigenkapitalbildung aus Unternehmensgewinnen
im europäischen Vergleich

– Beträge in Euro, Raten und Quoten in % -

Vor
Steuer Irland Slowakei Öster-

reich
Deutsch-

land heute
Modell

SVR
Einfach-

steuer

Gewinn im ersten Jahr 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000

Gewinnsteuersatz 12,50 19,00 25,00 40,00 30,00 25,00

Investition im ersten Jahr 10.000 8.750 8.100 7.500 6.000 7.000 7.500

Wachstumsrate des Eigenkapitals 5,00 4,38 4,05 3,75 3,00 3,50 5,00

Eigenkapital nach 40 Jahren 70.400 48.514 39.643 32.703 19.572 27.715 52.800

Steuerbelastung 0 21.886 30.757 37.697 50.828 42.685 17.600

Steuerlastquote 0 31,09 43,69 53,55 72,20 60,63 25,00

Eine Kapitalgesellschaft investiert mit zurückbehaltenen Gewinnen – im ersten Jahr der Referenzsituation ohne Steuern
sind dies beispielhaft 10 000 € -  über einen Zeitraum von 40 Jahren. Die Rendite des investierten Eigenkapitals sei in
allen Ländern gleich. In der Referenzsituation ohne Steuern verbleibt eine marktübliche Bruttorendite von 5 % des durch
zurückbehaltene Gewinne gebildeten Eigenkapitals für Investitionszwecke im Unternehmen. Nach Steuern wächst das
Eigenkapital mit der Nettorendite, d.h. der Bruttorendite abzüglich ihrer Kürzung durch den Gewinnsteuersatz, der sich
derzeit in Deutschland mit 40 % aus dem Körperschaftsteuersatz (25 %) und dem höchsten impliziten Gewerbesteuersatz
(15 %) zusammensetzt. Die absolute Steuerbelastung ergibt sich aus dem Unterschied zwischen dem Eigenkapitalbestand
in der Referenzsituation von 70.400 € und dem sich unter der jeweiligen Steuerregime ergebenden Eigenkapitalbestand.
Die Steuerlastquote erhält man, wenn die absolute Steuerbelastung auf den Eigenkapitalbestand von 70.400 € in der Re-
ferenzsituation bezogen wird.

Quelle: Rose (2003a)
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Aus steuertheoretischer Sicht erfüllt also die Einfachsteuer in geradezu beispielhafter Art und
Weise nahezu alle Neutralitätspostulate. Sie ist rechtsform- wie ausschüttungsneutral, unab-
hängig von der Finanzierungsart und zugleich inflationsneutral. Ihre nachhaltige Verein-
fachung macht die Steuererklärung für den durchschnittlichen Bürger zu einem kurzen Über-
prüfungsakt, der in der Mehrzahl der Fälle auf einem einzigen Blatt Papier abgewickelt wer-
den kann, da sowohl die wesentlichen Regelungen zur Bemessungsgrundlage als auch der
Steuertarif völlig transparent sind. Die Senkung der Marginalbelastung für die große Mehr-
zahl der Haushalte und Unternehmen sowie die Vermeidung der Lawinenwirkungen bei der
Besteuerung der Kapitaleinkommen setzt enorme positive Anreizwirkungen sowohl für das
Arbeitsangebot der Arbeitnehmer als auch für Kapitalangebot und unternehmerische Initia-
tive. Die Einfachsteuer erleichtert also die Reintegration zeitweilig Arbeitsloser in die offi-
ziellen Arbeitsmärkte und reduziert zugleich das Potenzial der Schattenwirtschaft. Produktive
Anlageentscheidungen werden darüber hinaus weitaus bedeutsamer als Überlegungen hin-
sichtlich möglicher Steuervermeidung oder gar Steuerhinterziehung. Effizienzsteigerungen
und zurückkehrende Wachstumsdynamik werden des Weiteren den Standort verbessern und
eine Rückwanderung von Kapital induzieren, was über zusätzliche Investitionen die Zahl der
Arbeitsplätze wachsen lassen und die Arbeitslosigkeit abbauen würde.

Wachstumsdynamik und Abbau der Arbeitslosigkeit sorgen zugleich für eine wachsende Ein-
fachsteuerbemessungsgrundlage und ein zunehmendes Steueraufkommen. Nach der notwen-
digen Haushaltskonsolidierung verbleiben mittel- bis längerfristig Zusatzaufkommen, die in
sozialer Perspektive zu einer Erhöhung des Grundfreibetrags (Konsumexistenzminimums)
bzw. aus Effizienzsicht zu einem weiteren Abbau der Grenzbelastung genutzt werden können.
Außerdem ermöglicht die Einfachsteuer aufgrund der Abstimmung mit den Sozialbeiträgen
einen gleitenden Übergang aus dem Transfersystem in das Markteinkommen, ohne dass hohe
Armutsfallen wirksam werden. Sie bildet ein Kernelement für die Integration von Steuer- und
Transfersystem, wie das in einigen unserer Nachbarländer schon vor geraumer Zeit gelungen
ist.
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